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Sowjet- Rußland an das
Weltproletariat.

Alle Hoffnungen der Feinde SowjetRußlands, die ſich an das
rätſelhafte, mit kataſtrophalen politiſchen Ereigniſſen in Moskau
erklärte Schweigen der dortigen Funkenſtation knüpften, ſind zu
ſchanden geworden: der Kreml iſt nicht in die Luft geſprengt,
Lenin nicht lebendigen Leibes zur Hölle gefahren. Am Sonnabend
hat Moskau, wie Mancheſter Guardian in ſeiner ſoeben hier ein
getroffenen Nummer vom 17. Mai meldet, das einwöchige Schwei
gen gebrochen. Eine der erſten Kundgebungen der Moskauer
Funkenſtation war folgender,

An die Proletarier aller Länder!
gerichteter Appell:

„Polen hat einen Krieg begonnen ans dem Zweck, die ukraini
ſchen Bauern auszuplündern und ihr Land den polniſchen Grund
beſitzern in die Hand zu ſpielen. Polen läßt ſich auf den Krieg
ein, um Sowjet-Rußland, das ſchon infolge des Vorgehens der
Kapitaliſten der alliierten Länder am Boden liegt, eine ungehenre
Kriegsentſchädigung aufzunerlegen. Die Schuld an dieſem
neuen Krieg tragen die Regierungen aller alli-
ierten Länder. Arbeiter Frankreichs, Englands,
Ftaliens und Amerikas, Transportarbeiter,Eiſenbahner, Packer und Seelente! Stellt keine
einzige Büchſe her, befördert keinerlei Munition oder Kriegsgerät
nach Polen. Geht auf die Straßen, demonſtriert und ſtreikt mit
dem Motto: Nieder mit der Unterſtützung der polniſchen Weißen
Garden!“

Rechtsſozialiſtiſche Helfershelfer der Reaktion
Württembergiſche Soldateska ſprengt eine Demon

ſtration.
Berlin, 21. Mai (Eigene Drahtmeldung). Geſtern mittag fand

in Stuttgart auf Aufforderung der USP. eine gewaltige
Demonſtration für Sowjet- Rußland ſtatt, an der ſich
über 20000 Arbeiterinnen und Arbeiter beteiligten. Der
rechtsſozialiſtiſche Miniſter Heimann hatte vor der
Demonſtration ankündigen laſſen, daß auf Grund irgend einer
alten württembergiſchen Polizeiverordnung Verſammlungen unter
freiem Himmel in bewohnten Ortſchaften verboten ſeien. Während
der Rede unſeres Genoſſen Vöttcher rückten von zwei Seiten
der mit Maſchinengewehren und aufgepflanzten Seitengewehren
don Heimann entſandte Reichswehrtrupben zur Säu-
berung des Marktplatzes, auf dem die Demonſtration ſtattfand,
an und trotz gewaltiger Empörung und Erregung, die ſich der
friedlich Demonſtrierenden bemächtigte, gelang es, Blutvergießen
zu vermeiden. Die Reichswehr, deren Angehörige auch mit
Peitſchen und Gummiknüppeln anggeſtattet waren,
ſberrten den Markt von allem Verkehr mit Drahtverhan ab. Der
Lberbürgermeiſter von Stuttgart war, wie er erklärte, von dem
beabſichtigten Vargehen der Reichswehr nicht unterrichtet. Die
geſamte Bürgerſchaft war empört über das Vorgeyen der Truppen.
Das Telephon unſeres Parteiburean war geſtern vom Miniſterium
geſperrt und überwacht. Der Skandal der Sprengung i um ſo
größer, als eine große ſportliche Veranſtaltung, die vo etwa
14 Tagen auf dem Stuttgarter Marktplatz ſtattfand, ungeſtört

gelaffen wurde. s
Polniſche Niederlage an der Düna.

Stockholm, 19. Mai. Ein Moskauer Funkſpruch meldet aus
Witebſk: Die Rote Armee hat bei Polozk die Dünga über-
ſchritten. Die polniſchen Banden ziehen ſich zurück. Die Bevölke-
rung begrüßte die Rote Armee, die ſie vom Joche der polniſchen
Magnaten befreite, freudig. Die Polen melden von der Düng,
daß die Roten fünf Millionen zuſammengezogen hätten
und angreifen. Bei Kiew ſeien die Ruſſen zurückgeſchlagen worden.

Wie zu erwarten war, kommen aus der Ukraine bereits Mel-
dungen über Greueltaten polniſcen Militärs gegen ukrainiſche
Volksteile.

Warſchau, 19. Mai. (Reuter.)
Truppen in der Umgebung von Kiew zu konzentrieren. Südlich

r Dwina haben die Polentruppen ſich nach langen
Kämpfen unter dem Druck des feindlichen Heeres auf eine neue
Verteidigungslinie zurückgezogen.

Der Feind fährt fort, ſeine
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Polniſche und ruſſiſche Kriegführung.
Aufforderung zur Menſchlichkeit.

Jn einem Tagesbefehl, den Trotzki am 13. Mai an alle
Truppen der Weſt und Südweſtfront gerichtet hat, heißt es:

„Unter allen Umſtänden ſind Gefangene und Verwundete als
egner, die Anfyrud ouf Schutz baben, zu behandeln. Wenn die

polniſchen Werßen Garden Maſſaler verüben und nicht nur Kom-
muniſten, ſondern ieben Ruſſen e der in ihre Hand fällt,
ſo wird Songerußhiand die berrſchenden Klaſſen und nicht die
polniſchen Arberter Kurt verantwortlich wuwchen. Jene polniſchen
Verbrecher vredieten nar eine Annvort: Kräftigen Angriff gegen
e polaiſchen Beißen Gurdeni.“
Rußland fühlt ſich ſtark genng, die Verbrechen von Abenteurern

nicht an irregeleiteien polniſchen Arbeitern zu vergelten.
e. .0CCCosw.

Hungerdemonſtration in Böhmen.
Prag, 19. Mai. Nach einem Bericht der Bohemia kam es in

Hohenelbe zu Hungerdemonſtrationen, bei denen der Vozirks
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für Reklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Tertſeitenteil,

wurde. Mehrere Sicherheits-
ſoldaten und Gendarmen wurden entwaffnet und zum Teil miß-
handelt.

7

Jn Hamburg kam es bei einer Straßenkundgebung Ar-
beitsloſer und Ausgeſperrter in der Kaiſer-Wilhelm-
Straße zu einem Zuſammenſtoß mit der Polizei und Sicherheits-
wehr, bei dem drei Perſonen getötet und zehn ver-
wundet wurden. Auch in Neu Deutſchland betrachtet es der
neue PolizeiMilitarismus als ſeine würdigſte Aufgabe, hungernde
Arbeitsloſe niederzuknallen.

Schiedsgerichte Streikabwürgung.
Gefahren der geplanten „Schlichtungsordnung“.

Kopenhagen, 20. Mai.
Das amtliche Schiedsgericht für Arbeiterſtreitigkeiten

hat aus Anlaß des gegenwärtigen Ausſtandes der Hafenarbeiter
nud Sceleute den Transportarbeiterverband zu 300 000
Krouen, den Seeleunteverband zu 400000 Kronen und den
Heizerverband zu 300 900 Kronen Gelaſtrafe verurteilt wegen
Erklärung des ungeſetzlichen Ausſtandes.

Dieſes Urteil zeigt den deutſchen Arbeitern, was ſie zu erwarten
haben, wenn die nene Schlichtungsordnung Geſetz wird. Auch
ſie ſieht drakoniſche Geldſtrafen vor für ſogenannte „ungeſetzliche
Streiks, d. h. ſür Streiks, die nicht die Sanktion der hochwohllöblichen
Regierungsbehörde gefunden haben. Da nämlich der unparteiſſche
Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes von der oberſten Landesbehörde
ernannt wird, iſt es klar, daß er im Verein mit den Unternehmer-
beiſitzern jeden Streik niederſtiinmen wird. Das bedeutet das Ende
des Koalitionsrechts der Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft. Dieſes
„Antiſtreikgeſetz“, das unter dem verſchämten Namen Schlichtungs-
ordnung das Licht der Welt erblickt hat, muß von der Arbeiter und
Angeſtelltenſchaft nie dergerungen werden. Die Wahlen am 6. Juni
geben die beſte Gelegenheit, den großinduſtriellen Scharfmachern und
ihren rechts ſozialiſtiſchen Helfershelfern in der Regierung einen ſolchen
Denkzettel zu verabreichen, daß ihnen jeder Verſuch der Antaſtung der
elementarſten Rechte der arbeitenden Klaſſe vergehrt.

Die deutſch franzöſiſchen Wirtſchaftsverhandlungen.
Paris, 20. Mai. (WTVB.) Hente nachmittag haben im fran-

zöſiſchen Handelsminiſterium in Paris dir deuntſch- franzöſiſchen
Wirtſchaftsbeſprechungen begonnen. Ein Meinungsaustanſch über
den Gegenſtand der Beratungen und die Geſchäftslage ergab völlige
Uebereinſtimmung. Sodann traten die beiderſeitigen Sachver-
ſtändigen zu Einzelbeſprechungen zuſammen.

Putſchvorbereitungen in Breslau.
Berlin, 21. Mai. (Eigene Drahtmeldung. Geſtern gelang es

der Polizei, in Breslau eine Verſammlung des Schleſiſchen
Landbundes und dem Nationalen Soldatenbund auf-
zuheben, in der von der Vorbereitung des neuen Rechts-
putſches geſprochen wurde. Seit rund 5 Wochen ſind um Breslau
Truppen zuſammengezogen worden. Erſt in den letzten beiden Tagen
kamen in Kattowitz zwei neue Jnfanterie-Regimenter an, ſo daß die
Stadt militäriſch vollſtändig eingeſchloſſen iſt. Auch die Freikorps
Haſſe, Paulſen und Aubock, die ſich ſämtlich am Kapp-Putſch beteiligt
hatten, ſind aktionsbereit in der Nähe Breslans aufgeſtellt. Jn der
geſtern aufgehobenen Verſammlung wurde erklärt, daß die Organiſation
gute Fortſchritte mache und nahezu vollendet ſei. Man will los
ſchlagen, falls die Reichstagswahlen für die Rechtsparteien ungünſtig
ausfallen. Die Polizei begnügte ſich zunächſt mit Beſchlagnahme der
vorhandenen Akten des Schleſiſchen Landbundes und Nationalen
Soldatenbundes.

Wer befördert wird.
Berlin, 21. Mai. Eigene Drahtmeldung). Der als Nachfolger

Watters zum Kommandenr des 6. Wehrkreiskommandos in Münſter
ernannte General v. Loßberg hatte es in den Putſchtagen abgelehnt,
eine Erklärung für die verfaſſungsmäßige Regierung abzugeben, viel
mehr den Pntſch durch öffentlichen Erlaß begrüßt und einen Aufruf,
in dem der Abgeordnete Scheidemann die Truppen an ihren Treueid
erinnerte, verboten. Mit Lüttwitz und Maerker ſtand er in telefo-
niſchem Verkehr. Der Regierung iſt das Material auch bekannt
dennoch die Beförderung!

Pogrome in Budgapeſt.
Wieder kommen entſetzenerregende Nachrichten aus der Haupt-

ſtadt des HorthyUngarns, des unſeligen Landes, in dem der Weiße
Schrecken tobt und jede freiheitliche Regung niedergetrampelt iſt
Dem Berliner Tageblatt wird gemeldet:

Jn der Nacht vom Dienstag zu Mittwoch dieſer Woche kam es
an vier Stellen der Stadt Budapeſt zu ſchweren juden feindlichen
Ausſchreitungen. Die Urheber dieſer Pogrome, in deren Ver-
lauf viele Juden getötet und verwundet wurden, waren
die „Brachialleunte Anhänger Horthys und ſeiner reak-
tiovnären Genoſſen. Einige Tage vorher hatten in der ungari
ſchen Stadt Szolnok ähnliche blutige Exzeſſe gegen die Juden
ſtattgefunden. Ueber beide Eregniſſe bewahrt die Budapeſter
Preſſe Schweigen, teils, weil ſie unter Zenſur ſteht, teils, weil ſie
ihnen zuſtimmt.

Die unguriſche Kulturſchande ſtinkt zum Himmel. Die W er

antwortung für dieſes unſägliche und endloſe Morden trägt die
Entente, die die Sowjet- Republik Ungarn exwitrgte und dex Regk.
tion freies Spiel ließ.

Ae Arte der Geperreolutim

Nicht minder verlogen als in der Aeußerung über den Schmach-
frieden iſt der Wahlaufruf der Deutſchnationalen, wenn er die
Mitſchuld der Deutſchnationalen am Kapp-Putſch
frech leugnet. Die erſte Kundgebung der Deutſchnationalen Volks
partei vom 13. März war eine wenn auch noch äußerlich zurück
haltende die Sache konnte ja noch ſchief gehen Anerkennung
und Unterſtützung der „neuen Regierung“, wie die Kapp-Bande in
dieſem Dokument ausdrücklich genannt wurde. Es enthält kein
Wort der Ablehnung des Putſches, dagegen das ſehr eindentige Ver

Dieſe Kundgebung genügt vollkommen,ſprechen, „mitzuarbeiten“.
zu erweiſen, daß die Deutſchnationalen durchaus bereit geweſen
ſind, den Putſch anzuerkennen und von ihm zu profitieren, wenn er
Erfolg gehabt hätte, daß ſie ihm dieſen Erfolg lebhaft gewünſcht
haben.
uſw. zweifelsfreie Deutſchnationale. Aber es
ſtärkere Beweiſe für ihre kappiſtiſche Geſinnung dieſer Partei vor.
Dort, wo ſie an den Erfolg des Putſches glaubten, in Schleſien und
Oſtpreußen, haben die Deutſchnationalen ſich weniger vorſichtig aus
geſprochen. Jn Schleſien wurde der deutſchnationale Abgeordnete
v. Keſſel von den Kappiſten zum Oberpräſident ernannt und amtierte
voll Eifer. Der Landesverband der Deutſchnatio-
nalen Volkspartei für Mittelſchleſien erließ am
13. März eine Kundgebung, in der es hieß:

„Der Deutſchnationale Landesverband Mittelſchleſiens begrüßt
es mit tiefer Befriedigung, daßz die Staatsgewalt in die Hand von
Männern übergegangen iſt, die gewillt ſind, unſer Vaterland vor
dem drohenden Untergang zu retten. Er bringt ihnen ſein volles
Vertrauen entgegen und iſt überzeugt davon, daß die neue Regie
rung den richtigen Weg eingeſchlagen hat. Sie will in unſerm
zerrütteten Staatsweſen die Ordnung wieder herſtellen, deutſche
Ehrlichkeit und deutſchen Fleiß wieder zur Geltung bringen und
unſere Wirtſchaft wieder aufbauen.“

Der Kreisverein Königsberg Stadt der Deutſch
nationalen Volkspartei erließ einen Aufruf An unſere Mitglieder,
worin es hieß:

Die neue Regierung hat ein Programm der Ordnung Freiheit
und Tat verkündet. Jeder national geſinnte Deutſche muß es
als ſeine Pflicht anſehen, die neue Regierung bei ihrer ſchweren
Aufgabe mit allen Kräften zu unterſtützen, mit ihr für Ordaung,
Freiheit und Recht einzutreten und, wenn es notwendig iſt, zu
kämpfen.

Die Mitglieder des Kreisvereins Lötzen der Deutſch
nationalen Volkspartei ſandten dem Kapp folgendes begeiſtertes
Telegramm:

Stolz darauf, da ein Sohn der Provinz den Mut zur befreienden
Tat gefunden, geloben wir Ew. Exellenz und der neuen Regierung
treue Mitarbeit zur Aufrichtung wahrer Freiheit und Ordnung
im Sinne ſozialer Gerechtigkeit.

Vorher hatte einer ihrer Führer eine flammende Rede gehalten,
in der es u. a. hieß:

Ein Aufjauchzen, ein Schrei der Erlöſung ging durch weite
Teile des deutſchen Volkes, als der Draht vorgeſtern die Nach
richt brachte, daß behetzte mutige Männer die Tat vollbracht haben,
nach der ſeit ſechzehn Monaten ſich jedes deutſche Herz geſehnt
hatte ein Gefühl beherrſcht uns in dieſen Tagen, das Gefühl
innigſten Dankes gegen Gott, der unſere heißen Gelete gnädig
erhört haſt und gegen die Männchr, di dieſe Taf vollbracht haben.

Wir Deutſchnationalen bekennen uns freudigen Herzens zu
der Wendung dor Dinge.

Dieſe Kundgebungen ſprechen das offen aus, was alle Deutſch-
nationalen bei der Nachricht vom Kapp-Putſch empfanden, was die
Vorſichtigeren nur nicht gleich auszuſprechen wagten. Uebrigens
haben auch der Bund der Landwirte in Schleswig-Holſtein und der
Landbund in Pommern, Organiſationen, über deren zuverläſſige
deutſchnationale Geſinnung kein Zweifel iſt. Vertrauenskund-
gebungen für die Staatsſtreichler losgelaſſen.

Es paßt ganz und gar in dieſes Bild voll Unaufrichtigkeit und
Demagogie, wenn der Wahlaufruf der Partei vom 1. Mai ſorgſaäm
ein ſehr weſentliches Ziel, die Wiederaufrichtung der
Monarchie verſchweigt. Jn einem „Wahlprogramm“,
das am 18. April herausgegeben wurde. das aber bezeichnenderweiſe
in der Oeffentlichkeit nur ſehr ſparſam verbreitet wurde, iſt das
folgende Bekenntnis enthalten:

„Monarchie.
Die monarchiſche Stagatsform entſpricht der Eigenart und ge-

ſchichtlichen Entwicklung Deutſchlands. Ueber den Parteien
ſtehend, verbürgt die Monarchie am ſicherſten die Einheit eines
Volkes, den Schutz der Minderheit, die Stetigkeit der Staats
geſchäfte und die Unbeſtechlichkeit der öffentlichen Verwaltung.
Die deutſchen Einzelſtaaten ſollen freie Entſcheidung über ihre
Staatsform haben. Für das Reich erſtreben wir die Errichtung
es von den Hohenzollern aufgerichteten deutſches Kaiſerreichs.“

Jn dem Wahlaufrufe, der am 1. Mai erging, iſt dieſes
itnis unter den Tiſch gefallen. Auch nicht der leiſeſte, win

zigſte Hinweis befindet ſich darin, der erkennen ließe, daß die Partei
die Wiederherſtellung der Monarchie, des hohdenzollernſchen Kaiſer
reiches erſtrebt! Was ſie ſonſt oft genug laut im Kreiſe der Ge
treuen verkündet haben ſo u. a. auf ihrem erſten Parteitag zu
Berlin und 13. Juli 1919, wo der Stagatsminiſter a. D.
Hergt, der Frhr. Freytag v. Loringhofen, der Graf Weſtarp immer

Bekenr
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wieder die Movwarchie als Ziel aufftellten das verſchweigen e

Zudem find die Kapp, Lüttwitz. Traub, v. Jagow, Dredereck
liegen noch viel



r ei Zugkraft einerin

der Wähler. re Partei Zu
verſchweigen ſie denn auch noch manches andere. Sie ſuchen durch
die vieldeutige Wendung ihres Wahlaufrufes: Gleiches Recht für

alle Volksteile, Abweiſung jeder Klaſſendiktatur den. Anſchein zu
erwecken, als hätten ſie ſich zur Demokratie bekehrt, als ſtünden ſie
jetzt auf dem Boden des von ihnen jahrzehntelang glühend gehaßten
gleichen und allgemeinen Wahlrechts, von dem ſie indes bezeich
nenderweiſe im Wahl aufruf nicht ſprechen. Jm Wahlpro-
gramm heißt es freilich:

Der aus allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen
Wahlen beider Geſchlechter hervorgegangenen Volksvertretung
gebührt entſcheidende Mitwirkung bei der Geſetzgebung und wirk
fame Aufſicht in Politik und Verwaltung.

Dann aber folgt de bedeutſame Nachſatz:
Neben dieſem Parlament verlangen wir eine Vertretung, die

auf dem gegliederten Aufbau der wirtſchaftlichen und geiſtigen
Kräfte beruht.

D. h., die Deutſchnationalen gedenken dem Parlament des
gleichen Wablrechts, dem ſie auch nur entſcheidende Mit wirkung“,
dem ſie nicht die volle Souveränität zugeſtehen wollen, ein Berufs
varlament auf die Naſe zu ſetzen, über deſſen Zuſammenſetzung ſie
nur eine nichtsſagende Redensart präſentieren, in dem aber ſicher-
lich. dafür bürgt die Vergangenheit wie die gegenwärtige Praris
der Partei, die Mehrheit des Volkes, die Arbeiterſchaft,
nicht die Mehrheit haben ſoll. Außerdem aber verſchweigen
ſie den wichtigen Umſtand, daß ſie das allgemeine und
gleiche Wahlrecht durch Heraufſetzung des Wahl-
alters zu verſtümmel n beabſichtigen, daß ſie am 4. Juli 1919
in der Nationalverſammlung (in Gemeinſchaft mit der Deutſchen
Volkspartei) den Antrag einbrachten, das Wahlmündigkeits-
alter auf 24 Jahre feſtzuſetzen! Jhren Antiſemitismus ſucht
die Partei vom „Radau-Antiſemitismus“ durch die Erklärung zu
unterſcheiden, daß ſie „jeden zerſetzenden, undeutſchen Geiſt, mag er
von jüdiſchen oder anderen Kreiſen ausgehen bekämpfe, daß ſie ſich
„gegen die ſeit der Revolution immer verhängnisvoller herror-
tretende Vorherrſchaft des Judentums in Regierung
und Oeffentlichkeit wende. Jm deutſchnationalen „Warhlhandkuch
für jedermann“ von Dr. Fritz Stephan Watzmann wird kurz und
pündig erklärt, daß die Deutſchnationale Partei die einzige Partei
iſt. die grundſätzlich keine Juden aufnimmt. Von
einer grundſätzlichen Scheidung vor „Radau-Antiſemitis-
mus“ iſt in der Praxis keine Rede. Als entſchloſſene Verteidiger
des großen Geldſacks haben die Deutſchnationalen gegen die neuen
direkten Steuern, gegen die Vermögensabgabe (Reichs-
notopfer), gegen die Reichseinkommen- und gegen die Erb
ſchaftsſteuer geſtimmt. Auch jetzt noch, nach dem Kriege, den
ſie verſchuldet und verlängert haben, wollen ſie die großen Ver
mögen und Einkommen geſchont und die Laſten in noch höherem
Maße, als es heute ſchon ohnehin geſchieht, auf die nichtbeſitzenden
Maſſen durch ungerechte indirekte Steuern auf notwendige Lebens-
bedürfniſſe abgewälzt wiſſen.

Der Verweltlichung der Schule haben ſie ſich verbiſſen widerſept.
Sie wollen den Zwang zum Religionsunterricht arnf-
rechterhalten.

Die wütendſten Gegner aber ſind ſie aller Schritte, die auch nur
im entfernteſten den Beſtand des Kapitalismus antaſten könnten.
Sie haben gegen Geſetzentwürfe, wie das Sozialiſierungs-
geſetz, das Kohlenwirtſchaftsgeſetz, das Kaligeſetz
geſtimmt, obgleich dieſe Paragraphenſammlungen dem Kapitalis-
mus noch nicht ein Härchen krümmen. Die Deutſchnationalen
wollten eben zeigen, daß ſie grundſätzlich jede Sozialiſierung, auch
die beſchränkteſte, ablehnen.

Das Privateigentum an den Produktionsmitteln. das Recht auf
Ausbeutung der Arbeiter durch den Kapitaliſten, verteidigen die
Deutſchnationalen durch dick und dünn. Auf ihren ausdrücklichen
Antrag hin wurde aus einer Beſtimmung über die Sicherung
der Ackerbau- und Gartenbeſtellung der Satz ge
ſtrichen, daß dem Landwirt das Nutzungsrecht bei
mangelhafter Beſtellung entzogen werden ſolle! Das
Recht des Junkers, die Volksernährung zu ſchädigen, die Städte
auszuhungern, um höhere Preiſe zu erzwingen, iſt durch dieſen An-
trag der Deutſchnationalen gerettet worden.

So reiht ſich in der parlamentariſchen wie außer parlamentariſchen
Praxis dieſer Partei ein volksfeindlicher, ein arbeiterfeindlicher Ak:
an den anderen. Jhre Herrſchaft würde die Wiederaufrichtung des
Kaiſertums und der preußiſchen Mongrrchie, des alten Polizei und
Zwangsſtagtes mit ſezner Entrechtung der Arbeiterſchaft und An-
geſtellten und der anderen Beamtenſchaft bedenten, die weiteſt-
gotriebene Abwälzung der Kriegslaſten auf die Schultern der Prole-
taricr, die Wiedorbelebung des Militarismus, die Wiederauf-
orſtehung dar Politit der Völkerhetze, die uns in den Krieg geführt
hat und die zu neuen Kriegen treiben müßte. Kein klaſſenkewußter
Arbeiter, keine Frau und Mutter, ja kein Bürger, der aus der
Kriegszeſt nur etwas gelernt hat, darf dieſer Partei aller alten
Mißſtände, allor Unterdrückung und Völkerverhetzung, dir Stimme
geben

Fort mit der Todesſtrafe!
Der Reichspräſident Ebert hat, wie unlängſt berichtet, in der

kurzen Zeit ſeiner Regierungsherrlichkeit bereits einige
Todesurteileunter zeichnet. Die zum Tode Verurteilten
waren Leute, die zur Zeit des Kapp-Putſches zu den Waffen ge-
griffen hatten. Die Todesurteile ſind von den außerordentlichen
Kriegsgerichten gefällt worden. Wie dieſe Kriegsgerichte „ar-
beiten“, geht daraus hervor, daß die Regierung ſich jetzt gezwungen
ſieht, ſofortige und beſchleunigte Nachprüfungen vornehmen zu
laſſen und Strafvollſtreckungen auszuſetzen. So wurde u. g. die
Vollſtreckung von 154 Todesurteilen inhibiert. Sollten da dem
Präſidenten Ebert nicht auch manchmal Zweifel kommen, ob die
Unterzeichnung wirklich unerläßlich war, ob er, der unentwegte
Demokrat, da die Nationalverſammlung die Todesſtrafe nicht ab-
geſchafft wiſſen wollte, ihr durch Buutſiegel ſeine Ehrerbietung
zeigen mußte; ſollte auch ihm nicht manchmal der Gedanke kommen,
daß die außerordentlichen Kriegsgerichte am liebſten jedem den
Kopf abſäbeln, der das von ihnen gewünſchte politiſche Rekruten-
maß überragt? Jedenfalls beweiſt das Eingreifen der Regierung
in die „Rechts“praxis der außerordentlichen Kriegsgerichte, daß
man in volitiſch ſo erregten Zeiten nicht gerade Gegner der Todes
ſtrafe zu ſein braucht, wie es Ebert als Mitglied der Sozialdemo-
kratie zu ſein vorgab, um gegen ausgeſprochene Todesurteile
ſchwerſte Bedenken zu haben.

Für einen Rechtsſozialiſten ſcheint es jedoch kaum etwas pein-
licheres zu geben, als auch in Regierungsämtern und würden
etwas konſequent zu befolgen, das auch im Programm der eigenen
Partei vorzufinden iſt.

nſtellung des Solinger Straßenbahnbetriebes. Nach einer2 Reihe mitteldeutſcher St die den Betrieb ihrer
r wegen Unrentabilität einſtellen mußten, hat nun

auch der ſtädtiſche Finanzausſchuß von olingen vorgeſchlagen, die
ſtädtiſchen Straßenbahnen wegen vollſtändiger Unrentabilität ſtill-
zulegen.

Die Partei der Großagrarier.
Die Deutſchnationalen behaupten, eine Partei aller Stände zu
ſein, die die Jntereſſen der Arbeiter und Angeſtellten vectritt.
Ein kleines Schriftſtück, das von dieſer Partei am 1.
an die Großgrundbeſitzer Pommerns verſandt worden
iſt, zeigt, wer in Wahrheit der Geldgeber und alſo auch der
Nugtznießer und Beherrſcher dieſer Partei iſt. Es heißt darin:

„Wir, die Grundbeſitzer, ſind den inneren Feinden ein
ganz beſonderer Dorn im Auge. Auch aus der letzten, anſcheinend
ruhigen Rede des Reichsfinanzminiſters Wirth geht hervor. wie
man verſucht, die Schuld für alles, von der Verſchiebung des Ge
treides u. d des Leders bis zum KappPutſch, den verhaßten Grund
beſitzern in die Schuhe zu ſchieben. Erreichen wir nicht einen weſent
lichen Ruck der Parteien nach rechts im neuen Reichstage, ſo iſt für
die Landwirtſchaft.

nichts mehr zu hoffen. Aus dieſem Grunde fordern wir unſere
Berufs und Standesgenoſſen auf, in der gegenwärtigen Notlage
des Volkes, Vaterlandes und Berufsſtandes es nicht bei ſchönen

Ftauen! Erinnert euch!
Wor hat vor dem Kriege hohnlachend die politiſche Betätigung der

Frauen verſpottet? Wer hat euch das Wahlrecht vorenthalten? Wer
hat die Frau am den Kochtopf und an den Strickſtrumpf verbannt?

Die bürgerlichen Parteien!
Die Revolution hat den Frauen das Wahlrecht gebracht!

Die Unabhängige Sozialdemokratie war die einzige
Partei in Deartſchland, die bewußt für dieſe Revolution, gegen das

entſetzliche Völkermorden eintrat

Warum ſolltet ihr Frauen euch nicht um Politik bekümmern?
Weil die Kapitaliſten und ihre Parteien euch und eure Kinder
dann ungeſtörter ausbeuten, eure Männer in den mörde-

ſchaft aufzubauem

Frauen, Arbeiterinnen!
Wenn ihr heute ſo wenig im Kochtopf habt, wenn eure Strümpfe

ſo ſchadhaft ſind, ſo ſind das Folgen einer

ſchlechten, den Jntereſſen der kapitaliſtiſchen Ausbenter dienen-
den Politik, die euch noch alles aus dem Kochtopf nimmt, eure
Kinder verhungern läßt und euch ſelbſt bis aufs Hemd auszieht.
Kümmert euch um Politik, dann kümmert ihr euch am
beſten um Kochtopf und Strickſtrumpf!

Frauen und Mädchen, Arbeiterinnen und Hausfrauen, an die

Wahlurne!

Wählt die Liſte der Partei, die den Krieg beendigte, die euch das
Wahlrecht brachte. Die Reaktion bringt euch Hunger, mordet eure
Männer und Söhne im Krieg, tötet euch die Kinder im Mutterleibe,

zieht euch nackt und bloß aus. Die Reaktion iſt Wucher, Erpreſſung,
Ausbeutung iſt Verachtung der Frau, die ihr ein Weſen zweiter
Klaſſe iſt.

Alle bürgerlichen Parteien ſind
reaktionär!

Eure Stimmenabgabe am 6. Juni muß ſein:

Nieder mit der Reaktion!
Frauen, Mädchen, Arbeiterinnen, wählt! Wählt die Liſte der

Partei, die die Vorkämpferin für euer Recht war, die den Krieg
überwunden, die euch das Wahlrecht gebracht hat.

Wählt am 6. Juni nur
die Liſte der ASPD.

Kunert -Koenen-Düwell!
Man
Worten zu belaſſen, ſondern ernſtlich einmal mit der Tat, mit der
Hergabe von Gut (Blut iſt bisher noch nicht nötig) vorzugehen. Wir
wollen nicht nur die reine Einkommenſteuer, wie kürzlich vor
geſchlagen wurde, ſondern die geſamte Jahreseinkommen-
ſteuer mit Zuſchlägen, wie ſie 1919 feſtgeſetzt wur-
den, an die Kaſſe der Deutſchnationalen Volkspartei
opfern. Wir müſſen endlich einmal bei den Wahlen arbeiten können.
ohne daß wir ewig in Sorge ſind, ob die Mittel auch reichen. Klein-
liche Geldrückſichten müſſen ſchwinden; jeder Pfennig, der
für die Wahlen geopfert wird, iſt

gut angelegtes Geld.

Wir bitten Sie, uns die beiliegende Erklärung innerhalb acht
Tagen zurückſenden zu wollen. Sollten wir bis zum 15. d. M.
(Mai 1920) weder eine zuſtimmende noch eine ablehnende Antwort
erhalten, ſo nehmen wir an, daß Sie damit einverſtanden ſind, daß
wir zur Abhilfe des dringendſten Notſtandes zunächſt 1000 Mk. durch
Poſtnachnahme von Jhnen erheben.

Man ſiehl. die Deutſchnationalen find großzügig. Sie wiſſen,
da es um ihre Macht geht, um die wirtſchaftliche Macht der Grund
beſitzer. Sie wenden alle Mittel an, dieſe Macht aufrechtzuerhalten
und wiſſen, da die großen Wahlkoſten, die gemacht werden, um breite
Maſſen des Volkes zu verdummen, ſich rentieren. Mag die Ar-
beiterſchaft daraus entnehmen, daß auch ſie in ihrem eigenen
Intereſſe durch größte Opferwilligkeit das notwendige Geld für
den Wahlkampf aufbringen muß, damit die Deutſchnationalen nicht
triumphieren.

Die verſchwiegene Neichsliſte der Rechtsſozialiſten.
Jn Berliner parlamentariſchen Kreiſen gehen ganz eigenartige

Gerüchte über die Reichsliſte der SPD. um, welche ja bekanntlich

Wahlkampf

ai vertraulich

riſchen Kriegſchicken konnten, um auf deren Blut ihre Herr hat.

immer nicht veröffentlicht iſt. 14 Tage vor der Wahl hat dieſee h mich ihren Wählern die Männer und Frauen mit
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Landsberg und Südekum befinden. Trifft das zu, ſo kann man
der SPD. nicht wundern iteS

ſolche

Nach Meldungen aus Berlin wird Reichspräſident Ebert ſt
eine Wiederwahl als Präſident nicht kandidieren. Er habe
erklärt, eine auf ihn entfallende Wahl micht anzunehmen. Ebert
weiß natürlich ganz genau, daß er überhaupt keine Ausſicht hat
wiedergewählt zu werden Er iſt politiſch faſt ebenſo erledigt, wir
ſein Freund Noske, den er ſo gern ſelbſt nach dem KappPutjt
wieder in die i ſchmuggeln wollte. So wird denn de
Herr Ebert die gottähnlichen Regionen verlaſſen müſſen, um wieder
ein braver Bonze zu werden. Vielleicht ſchreibt er dann auch Er,
innerungen wie das jetzt ſo Mode iſt und ſchildert die Gefühle, di
ihn bei ſeiner täglichen Arbert, z. B. der Unterzeichnung von Todes,
urteilen gegen Arbeiter, die die Republik verteidigt hatten, he,

Die Demokraten empfehlen ſich den
Angeſtellten.

Der Vorſtand des Reichsausſchuſſes für Handel und Jnduſtrie
der Deutſchen demokratiſchen Partei erläßt an die
deutſchen Kaufleute, Jnduſtriellen und Gewerbetreibenden einen
Aufruf, in dem es heißt:

„Die Demokratiſche Partei hat in ſchwerer Zeit in un
erſchütterlichem Widerſtand gegen gndereſehr ernſte und
von breiten Maſſen getragenen Beſ die Wirt
ſchaftsordnung durchgeſetzt, die ſich grundſätzlich auf dem Boden
des Privateigentums aufbaut, und da, wo im Sinne ſo
zialer Notwendigkeiten Beſchränkungen vorgenommen werden. eine
angemeſſene Entſchädigung ſichert. Sie hat weit ausgreifende,
unſere verelendete Wirtſchaft tödlich bedrohende Sozialiſierungs-
pläne bekämpft und bei den ſozialpolitiſchen Geſetzen, wie dem über
die Betriebsräte manche Gefahr für die in Handel und Jnduſtrie
ſelbſtändig Tätigen abgewandt, immer in der Erkenntnis, daß
wahre Demokratie jede einſeitige Klaſſenbevorzugung abzulehnen

Dieſe zutreſſenden Geſtändniſſe ſollten ſich die Angeſtellten
merken, denen die Demokratiſche Partei jetzt bei der Wahlbewegung
einzureden ſucht, daß ſie eine Förderung ihrer erzielten Beſtre
bungen und eine Hebung ihrer Lebershaltung bezweckt.

Die deutſchnationale Knüppelgarde.
Die Deutſchnationalen führen den Wahlkampf unſtreitig

mit den gemeinſten Mitteln. Die niederträchtige Judenhetze, die
darauf angelegt iſt. die ſchlechteſten Jnſtinkte verdummter und roher
Menſchen zu wecken, das Niederbrüllen Andersdenkender, der
Gummiknüppel das ſind die vornehmſten Attribute deutſchnatio
nalen „Geiſteskampfes“! Die Rüpeleien, welche von deutſchnatio
naliſtiſchen Elementen in verſchiedenen Verſammlungen vor dem
KappPutſch begangen wurden, ſcheinen ſich jetzt wiederholen zu
ollen. So kam es zu erregten Szenen in chie denen demokrati

ſchen Wahlverſammlungen Berlins. Jn einer Verſammlung, in
der Oberbürgermeiſter Dominikus ſprach, verſuchten andauernd
Deutſchnationale, den Redner durch Pfuirufe niederzuſchreien. Die
Erregung ſteigerte ſich, als eine Rednerin auf die elſäſſiſch-loth
ringiſche Frage einzugehen verſuchte. Die Ausführungen gingen
im Lärm unter. Aehnliche Lärmſzenen gab es in einer Verſamm-
lung, in welcher Senator Dr. Peterſen, der Vorſitzende der
Demokratiſchen Partei, ſprach. Seine Ausführungen wurden durch
heftige Zwiſchenrufe einer aus Jugendlichen beſtehenden deutſch
nationalen Sprengkolonne unterbrochen. Schließlich arteten die
erregten Auseinanderſetzungen in Tät lichkeiten aus.

Jn Arbeiterverſammlungen kommen die Herrſchaften nicht, weil
ſie ganz genau wiſſen. daß ſie da unliebſame Bekanntſchaft mit
proletariſchen Fäuſten machen würden, wenn ſie ſich rüpelhaft auf-
führten. Bei den Demokraten dagegen halten ſie den
das geeignetſte Werbemittel.

Der Zentrumsturm wankt.
Das Organ der Zentrumsreformer, der rheiniſche Herold, iſt nun

mehr zum erſten Male erſchienen. Jn einem Leitaufſatz. Die
innere Auflöfung der Zentrumspartei überſchrieben, heißt es u. g.
Obſchon die Organiſationsmacht des Zentrums ſehr groß iſt, hat
für das Zentrum von geſtern und heute die Todesſtunde geſchlagen.
Die Partei geht mit Rieſenſchritten der inneren Auflöſung ent-
gegen.

Man darf geſpannt ſein, ob der 6. Juni in den bisherigen Do
mänen des Zentrums wirklich dieſe Auflöſung der alten Mittel
Ppartei zeigen wird, wie ſie hier behauptet wird. Jedenfalls iſt die
geiſtige Macht des Zentrums auf ſeine Wählerſchaft, dank dem
Beichtſtuhl, immer noch ſehr groß, obwohl natürlich die ſoziale
Entwicklung auch das Zentrum aus ſeiner alten Machtſtellung mehr
und mehr verdrängen wird!

h

Reichstagseinberufung am 16. Juni.
Jn Anbetracht der am 21. Juni zuſammentretenden Konferenz

in Spa beabſichtigt die Reichsregierung, wie verlautet, den Präſi
denten Fehrenbach zu veranlaſſen, den neugewählten
Reichstag ſchon zehn Tage nach der Wahl, alſo am 16. Ju n
ein zuberufen. Man hält den Zuſammentritt des Reichstags
vor der Spa Konferenz um ſo notwendiger, als es nicht aus-
geſchloſſen iſt, daß die Wahlen auch eine veränderte Regice-
rungskonſtellation ergeben könnten.

Die wachſende Kriſe.
Nachdem bereits die Hiobsbotſchaften aus der Schuhwaren-, der

Textil und anderen Jnduſtrien, die für den Verbrauch der Maſſe
arbeiten, gekommen ſind, ſcheint ſich jetzt die Wirtſchaftskriſe auch.
auf die rheiniſch-weſtfäliſche Schwerinduſtrie aus-
zubreiten. Allerdings ſcheinen hier noch andere Gründe vor
zuliegen als bei den obenangeführten Jnduſtriezweigen. So wird
aus Düſſeldorf gemeldet, der weſtfäliſchen Eiſeninduſtrie ſeien in
folge der rückwirkenden Bewegung der ausländiſchen Zahlungs
mittel zahlreiche Exportaufträge vom Ausland im Laufe dieſer
Woche annulliert worden, ſo daß mit umfangreichen Betriebs
einſchränkungen gerechnet werden müſſe! Das heißt auf deutſch:
Weil der Wert unſeres Geldes im Ausland ſteigt, beſtellen die
fremden Kapitaliſten und Händler die deutſchen Waren ab, weil
ſie damit nicht mehr dasſelbe Geſchäft wie bisher machen können.
Und wieder fliegen die Arbeiter aufs Pflaſter, obwohl es doch
hieß, daß allein die Arbeit die deutſche Republik retten könne. Es
muß eben heißen: Allein der Sozialismus kann Deutſchland
retten, weil er ſolche wahnwitzigen Erſcheinungen, wie wir ſie in
der beginnenden Fietſchaftskriſe wieder ſehen, ganz einfach un
möglich macht.
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ſtehen der Organiſation große Koſten.

Die t hadigungsfrage für Befſitzer
n den Schlichtungsausſchüſſen.

n ationalverſammlung ſtellte Genoſſe W. Koennamens unſerer Partei folgende ki eine Anf e e3
Durch die Tätigkeit der Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe ent

Durch die vielen Lokaltermine und die lange Ausdehnung der Sivung haben die Beiſitzer
dieſer Schlichtungsausſchüſſe jedesmal einen Lohnausfall für den
geſamten Arbeitstag. Der Beiſitzer erhält nun für dieſe Tätigkeit
im günſtigſten Falle 15 Mk., iſt er nur einen halben Tag tä
hält er 7,50 Mk. als Entſchädigung. In den Fällen, wo die Tätig
keit nur einen halben Tag andauert, entgeht den Arbeitern gleich
falls der geſamte Tagesverdienſt, weil er bei den fernliegenden Ar
beitsſtellen nicht mehr in der Lage iſt, vor Schluß der Arbeitszeit
dorthin zu gelangen. Falls ihm dies noch gelingt, dann kommt in
vielen Fällen eine Arbeitstätigkeit von einer Stunde in Betracht,
auf die der Arbeitgeber vielmals verzichtet, weil er der Auffaſſung
iſl, daß die Arbeit an dieſem Tage doch nicht mehr produktiv ſei.
Die Organiſationen haben bisher den Schlichtungsausſchuß Bei
ſitzern den Fehlbetrag zwiſchen der gezahlten Entſchädigung und
dem entgangenen Arbeitsverdienſt erſetzt. Dieſe Velaſtung der
Kaſſen kann von den Organiſationen auf die Dauer nicht mehr ge
tragen werden. Die Berliner Ortsverwaltung des Metallarbeiter
verbandes hat ſich an den Oberpräſidenten und Demobilmachungs-
kommiſſar v. Hoffmann mit der Bitte um Abhilfe gewandt. Unter
dem 1. April hat der Verband die Mitteilung erhalten, daß der Ver
band Berliner Metallinduſtrieller ſich nicht bereitgefunden hat, den
entgangenen Arbeitsverdienſt zu bezahlen. Vielmehr wurde auf
den Weg der Klage auf Grund des Z 610 des BGB. verwieſen

Es wird infolge der Scherereien, die einzelne Schlichtungsaus-
ſchuß-Beiſitzer mit ihren Unternehmern haben, dahin kommen daß
die tüchtigſten Beiſitzer auf die Mitarbeit in den Schlichtungsaus-
ſchüſſen verzichten. Das liegt zweifellos nicht im Jntereſſe des
Schlichtungsweſens. Der Verband iſt daher der Meinung, daß auf
dem vom Oberpräſidenten gewieſenen Weg das Ziel nicht erreicht
wird. Veſonders in den Betrieben, in denen der 616 des BGB.
durch Arbeitsordnung ausgeſchloſſen iſt und das iſt ja in den
meiſten Betrieben der Fall, wird auf dem Wege der Klage nichts zu
erreichen ſein.

Es iſt notwendig, eine geſetzliche Regelung zu treffen, indem der
z 616 des BGB. als zwingendes Recht erklärt wird.

Wenn dies geſchehen iſt, iſt die Abdingbarkeit durch die Arbeits
ordnumg nicht mehr möglich und der Unternehmer hätte die Pflicht,
den entſtandenen Lohnausfall unter Anvrechnung der gezahlten ge
ſetzlichen Beihilfe zu erſetzen.

Wir fragen deshalb:
1. Jſt die Regierung bereit, dieſe rechtliche Regelung zu treffen
2. Wird in der Normalarbeitsordnung auf Grund des Betriebs-rätegeſetzes eine Abdingbarkeit des Lohnes für ſolche Fälle aus

geſchloſſen, oder
3. was beabſichtigt die Regierung ſonſt zu tun, um den Schlich

e Beiſitzern eine angemeſſene Entſchädigung zu
ichern?

Wir erbitten ſchriftliche Antwort.

Petroleum und die Verteilung
der Welt.

Aus dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen“ iſt in den ver
ſchiedenen Friedensverträgen ein Kinderſpott geworden. Es war eine
Phraſe, gut genug, um die Arbeiter damit bei den Waffen und im
Schützengraben zu halten, und leicht genug, ſie abzuwerfen, wenn
man daranging, die Beute zu verteilen. Was fragt der Jmperialis
mus nach Selbſtbeſtimmungsrecht er ſucht nach Kohle, Petroleum
und ähnlich realen Dingen.

Genoſſe Brailsford weiſt im Daily Herald darauf hin, wie
das Verlangen nach Kohle und Oelquellen die Bedingungen der
e e beſtimmte. „Jtalien hat keine eigenen Kohlen
elder, und deshalb nimmt es für ſich drei Viertel der reichen Minen

von Eregli (Heraclea) an der Küſte des Schwarzen Meeres. Es
iſt eine angenehme Aufrichtigkeit in ſeiner Geſte. Es ſtreckt die
Hand aus und nimmt, was es braucht. Von allen Verbündeten iſt
nur Jtalien ſeinem Jdeal treu geblieben. Es war „heiliger
Egoismus“.

Infolge der ſchlechten Behandlung des Kohlenproblems in der
ganzen Welt iſt Deutſchland zum Hungern, Oeſter
reich zum Sterbenverurteilt, Frankreich ſieht das Fallen
des Frank und England erſchreckt über die Preiſe des Kohlen
kontrolleurs. Um ſo wichtiger wird das Erdöl als Erſatz für die
fehlenden Kohlenmengen. Behält man das im Auge, ſo erklärt
ſich leicht, weshalb Großbritannien ein Kriegsſchiff nach Batum
ſandte, als die Bolſchewiſten Baku wiedereroberten. Das erklärt
aber auch, daß England ein „Mandat“ über gang Meſopotamien
haben mußte. Jn den geheimen Verträgen war Moſul Frankreich
zugeſprochen worden. es iſt jedoch mit einem Viertel der Oelausbeute
abgefunden worden.“ Brailsfords ſpottet: „Wir ſind von jetzt an
die unintereſſierten Wächter der Bevölkerung von Meſopotamien,
Treuhändler ihres Wohlergehens unter der Liga der Nationen. Für
dieſe hohe Verantwortlichkeit bereiten wir uns vor durch eine heftige
Diskuſſion in der Preſſe, wer das Oel ausbeuten ſoll.“ Es gibt
zwei Parteien, die eine will die Ausbeutung einem großen Welttruſt
übertragen, die andere verlangt einen rein engliſchen Truſt.

e z der Sozialismus mitder alle ichen a der a Zurgewonnen und die Se rurg entwickelt werden. Es kann dazu
beitragen, eine ruinierte Ziviliſation in Oeſterreich, Rußland und
Deutſchland wieder aufzubauer. Aber „wenn wir Treuhändler
für das Volk von Meſopotamifen ſind, folgt daraus daß der aus dem
Oel gewonnene Profit ihm undenicht uns gehört.

Brailsford verlangt, daß das Oel in Meſopotamien ſozialiſiert
werde. Die beſten Techniker, Jngenieure und Geſchäftsleute werden

enau ſo gern für den Meſopolamiſchen Staat wie für ein Londoner
mt arbeiten, wenn ſie gleich gut bezahlt werden. Sprecht das Oel

einem Welttruſt zu: und ihr werder ſehen, wie der Preis ent
ſprechend den Intereſſen des Monopols feſtgeſetzt wird. Sprecht es
einer öffentlichen Körperſchaft zu: und man kann hoffen, die Ver
rung des Rings zu brechen. Das Land und die Oelquellen
nd einer großen n i Der Traum wird ſich noch

nicht verwirklichen, aber das hindert die Arbeiter nicht, ihre Auf
faſſung auszuſprechen und vor der Welt den egoiſtiſchen Plänen des

r die ſozialiſtiſche Löſung, die der ganzen Welt, zugute
ommt, entgegenzuſtellen.

Weltbund der Stimmrechtlerinnen. 30 amerikaniſche Stimm-
rechtlerinnen haben ſich nach Europa eingeſchifft, um an der in
Genf ſtattfindenden Frauenſtimmrechtskonferenz teilzunehmen.
Der Kongreß ſoll einen Weltfrauenbund zur Sicherung des
Frauenſtimmrechts gründen.

Carranza in Gefangenſchaft. Nach einer Meldung des Erchange
Telegraph, ſoll Präſident Carran za von den merikaniſchen Auf-
tändiſchen gefangen worden ſein. General Obregon habe ſeinePfortige Verbannung angeordnet.

Die Gärung in Jndien. Ein ruſſiſcher Funkſpruch meldet, daß
in Madras in Indien ſchwere Unruhen ausgebrochen ſeien.
Eine ernſte Streikbewegung habe eingeſetzt, wobei es zahlreiche
Tote und Verwundete gegeben habe.

Gewerkſchaftliches.
Jnm Streik auf den Hamburger Werften hat das unter Vorſitz des

Kommiſſars des Reichsarbeitsminiſteriums, Dr. Weigert, am
20. Mai zuſammengetretene Schiedsgericht einen Spruch gefällt, den
beide Parteien angenommen haben. Die Arbeit der Angeſtellten
und Arbeiter ward danach am Freitag, den 21. Mai, wieder auf
genommen.

Aus der Provinz.
Die erſten Anabhängigen Landräte in Preußen.

Endlich hat die preußiſche Regierung ihr bisheriges Prinzip in
der Beſetzung der Landratspoſten in einigen Fällen gebrochen.
Nach der Niederwerfung des Kapp-Putſches, an der ſich bekanntlich
die radikale Arbeiterſchaft Mitteldeutſchlands in hervorragendem
Maße e hatte, die Regierung, in allen Kreiſen, in
denen die USP. die Mehrheit beſitzt, Genoſſen dieſer Partei, die
ſich für den Poſten eignen, als Landräte zu beſtätigen. Aber ob
wohl mehrere der alten reaktionären Landräte ſich als Kappiſten
entpuppt hatten und beſeitigt wurden, obwohl in mehreren Kreiſen
Vorſchläge von unſerer Seite vorlagen, zögerte die Regierung, ihr
Verſprechen zu erfüllen.
Jetzt endlich ſind die beiden erſten Landräte, die der USP. an

gehören, beſtätigt worden. Wie wir bereits geſtern melden konnten,
ernannte die Regierung zum kommiſſariſchen Landrat für den
Kreis Sangerhauſen, in deſſen Kreistag die USP. die große
Mehrheit. hat, den Schriftleiter an unſerem Volksblatt, den Ge
noſſen Kaſparek; zum kommiſſariſchen Landrat in Delitzſch
den Genoſſen Raute, Mitglied der Nationalverſammlung.
Natürlich werden ſich unſere Genoſſen mit dieſem erſten Erfolge
nicht begnügen. Die Regierung muß ihr Verſprechen einlöſen,
und beſonders in den Kreiſen, in denen bereits Genoſſen von den
Kreistagen vorgeſchlagen ſind, wie in Halle, Bitterfeld uſw.,
dieſe Genoſſen ſchleunigſt beſtätigen. Wie wir hören, iſt zum
Landrat in Schleuſingen der Genoſſe Leid (Berlin), Mit

Unſere Berichterſtatter
im Bezirk machen wir darauf aufmerkſam, daß ſie zur Nachrichten-
übermittlung über wichtige Ereigniſſe ſofort telephoniſche Ver-
bindung mit unſerer Schriftleitung (Amt Halle 1045) erhalten
können, indem ſie die Ferngeſpräche unter dringend Preſſe“
anmelden. Preſſegeſpräche gehen allen anderen vor und werden
vom Fernſprechamt ſofort erledigt. Die Verbindung iſt gewöhnlich
nach wenigen Minuten hergeſtellt. Dabei koſten die Preſſegeſpräche
nicht mehr als die anderen dringenden Geſpräche. Unſere Genoſſen
können die Aktualität ihres Blattes bedeutend ſteigern, wenn ſie von
der Einrichtung der Preſſegeſpräche bei außergewöhnlichen Vorfällen
im Bezirk, wie etwa in der letzten Zeit die Bitterfelder Reichswehr
bluttat oder der Sangerhäuſer Bankraub, eifrigſt Gebrauch machen.
Da es darauf ankommt, die dringende Mitteilung in möglichſt

glied der preußiſchen Landesverſammlung, in Ausſicht genommen. F

kurzer Zeit zu machen, iſt zu empfehlen, die ne
knapp aufzuſchreiben und ſie dann zu diktieren. Solche ri
werden uns am beſten in der Zeit von 7 bis 11 Uhr morgens über
mitlelt, ſpäter einlaufende Nachrichten können am gleichen T
nur unter großen Schwierigkeiten veröffentlicht werden.

Redaktion des Volksblattes.

Gute Zeiten für Mörder.
Unter obiger Ueberſchrift haben wir am 80. Dezember v. J. über

eine Mordaffäre berichtet, der unſer Genoſſe Friedrich Ri et h aus
Unſeburg zum Opfer fiel.

Dazu wird uns jetzt geſchriebew: Wir hatten erwartet. m
Staatsanwaltſchaft und der Herr Juſtizminiſter, an welchen
der Deutſche Metallarbeiterverband beſchwerdeführend gewandt
hatte, alles tun würden, um den Fall aufzuklären. Aber weit ge
fehlt, die Oberſtaatsamwvaltſchaft in Naumburg geht an-
ſcheinend denſelben Weg, wie die Staatsanwaltſchaft in Magde
burg. Ohne die Angelegenheit vor Gericht kommen zu laſſen, hat
die Oberſtaatsanwalitſchaft das Verfahren gegen den Wachtmeiſter
Appelt „wegen nicht genügenden Beweismaterials“ eingeſtellt.
Wenn wir uns vor Augen führen, daß es ſieben Mongte gedauert
hat, um erſt einmal die Sezierung der Leiche zu erzwingen, e
kommt man unwillkürlich zu der Auffaſſung, daß hier ſehr einflu
reiche Kräfte am Werke ſein müſſen, die unter allen Umſtänden eine
Gerichtsverhandlung und damit verhindern wollen, daß Licht in die
Angelegenheit kommt.

Am 18. Februar fand die Sezierung der Leiche und eine Vor
unterſuchung am Tatort ſtatt. Dieſe hat ergeben, daß das Geſchoß
aus einem Militärgewehr oder Karabiner herrührt. Die Feld-
wachmannſchaften des Amtmanns Bennecke, Athensleben und der
Wachtmeiſter Appelt waren mit 9er Gewehren oder Karabi
ausgerüſtet. Ein Arzt oder Sachverſtändiger muß doch mindef
feſtſtellen können wenn er die Wunde ſieht, ob es der Ein
Ausſchuß iſt. Die Acxzte und Sachverſtändigen jedoch verſuchten,
aus den Stellungen der einzelnen Perſonen am Tatort nachzu
weiſen, daß der Wachtmeiſter Appelt unmöglich als Täter in Frage
n könne, denn dann hätte der Schuß von hinten kommen
müſſen.

Nun hat ſich dieſer Tage noch die Hoſe gefunden, welche Rieth am
Tage, da er meuchlings angeſchoſſen wurde, getragen hatte.
dieſer iſt der Einſchuß zu ſehen, und zwar erfennt man ſofort,
der Schuß von hinten gekommen iſt. Dieſes hätten doch aber di
Aerzte bei der Sezierung der Leiche unbedingt finden müſſen. Durch
die Vorunterſuchung iſt feſtgeſtellt daß der oder die Täter erſt die
Radfahrer an ſich vorbeifahren ließen und dann den Genoſſen Rieth
hinterrücks vom Radeherunterſchoſſen.

Es handelt ſich alſo um einen Meuchelmord. Wir ſind mit der
nach unſerer Anſicht mindeſtens ſehr mangelhaften Unterſuchung
noch nicht zufrieden und fordern in aller Oeffentlichkeit von den
Juſtizbehörden gründliche Klärung, damit nicht die Anſicht ſich feſt
ſetzt, daß man, weil es ſich um die Ermord eines Arbeiters han
delt, die nötige Energie fehlen läßt. Eine ſchnelle Klärung iſt auch
dringend nwötig, weil die Witwe und die Kinder des Gemordeten
ihres Ernährers beraubt und noch immer ohne jede Ulnter-
ſt ütz ung ſind. Wir erwarten baldige Schritte von der Staats
anwaltſchaft!
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Sozialiſtiſche Proletarierjugend.
Alle Ortsgruppen werden gebeten, ſofort die Fragebogen mit

der genauen Mitgliederzahl an die Bezirksleitung abzufenden.
Ferner machen wir nochmals darauf aufmerkſam, daß unſere
chrift Proletarierjugend bei der Poſt zu beſtellen iſt. Ort
ruppen, die dies noch nicht getan haben, bitten wir, es unverzüg-
ich nachzuholen. An die Arbeiterſchaft richten wir die dringende

Bitte, überall dort, wo noch keine Ortsgruppe der SPVJD. beſteht,
die Gründung einer ſolchen in Angriff zunehmen. Wir ſind gern
bereit, jede Auskunft über die end ung zu n, u
bitten, alle Anfragen und Zuſchriften an den Genoſſen Affrel
Oelßner jun., Halle (Saale), Leipziger Straße 73, zu richten.

Bezirksleitung der Soz. Proletarierjugend-
für den Regierungsbezirk Merſeburg.

Liebenwerda. Einen Raubüberfall verübte am vergangenen
Montag auf der Elſterwerdaer Chauſſee ein etwa 25 jähriger Mann,
dem der rechte Unterarm bis zum Ellbogen fehlte. Er ſchleppte eine
rau aus Liebenwerda in ein Dickicht und bedrohte ſie mit einem

Schlachtmeſſer, ſodaß die Ueberfallene ihm ihre Barſchaft anshändigte.
Der Täter iſt am Mittwochabend in einer Gaſtwirtſchaft in Biehla
in der Perſon des Oskar Lehmann aus Großröſſen ermittelt und feſt
genommen worden. Man hat damit jedenfalls einen guten Fa
getan, der auch anderwärts nach einem Räuber gefahndet wurde, an
den die Beſchreibung des Lehmann paßt.
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Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Sprechſtunden für auswärtige Partei und Gewerkſchafts-

mitglieder nur vormittags von 11 bis 1 Uhr; für in Halle woh-
nende nur nachmittags von 4 bis 7 Uhr. Sonnabend nach
mittags und Sonntags geſchloſſen.

zt Der Sternſteinhof.
Eine Dorfgeſchichte von Ludwig Anzengruber.

„Nie, niemal, Sederl,“ eiferte er gegen den jungen Kleriker, „wer
den Sie ſich auf Welt und Leut' verſtehen lernen! Sie hab' n 'n
praktiſchen Blick noch heut' nit. Ließz ich Sie hitzt an meiner Statt
machen, Sie gäben g'wiß was an, n' Lebendigen zun Schaden und
'n Toten von kein'm Nutz'! Himmelheiligkreugdonnerwetter!
Dieſer „verluderte Ausdruck“ galt keineswegs dem Kaplan; der alte
Herr hatte gegen dieſen mit vermahnender Geſte den Zeigefinger
erhoben und dann, um den Tabak zuſammenzudrücken, in den
Pfeifenkopf geſenkt, jetzt ſchnellte er ihn mit gelbgeſengtem Nagel
heraus, ſchlenkerte damit und indem er auf die ſchmerzende Stelle
blies, fuhr er fort: „Pfit üh! Sie wiſſen nit, wie 'n Leuten völlig
ein Stein vom Herzen fallt, wann was Unordentlich's ſich wieder in
d' Ordnung ſchicken will und wie gern' da alle mit antauchen helfen,
nach ein'm Abſchluß hin, wo ſich's m' G'wohnten und Gleichen ein
baßt und 's Aergern und Deuteln ein End' find't. Da mitten
h'nein 'n Leuten in' Arm fallen, das wär' Gott jind der Welt a
ſchlechter Dienſt!“

„Sih ärlauhbeen,“ ſagte der Kaplan, indem er ſich erhob, das alte
Pfarrbuch, deſſen Lektüre ihn gerade zerſtreute, an ſich nahm und
zum Weggehein anſchickte, „iich wihl nichtt ſtraiten, ahber tas Ahles

wihterſträbt mihr inn tiehfſter Sälle.“ u„Danm ſchamen Sie ſich auch in d' Seel' b'nein, wie tief ſ'is,
ſagte der Pfarrex. Er hielt ihn mit der Rechten zurück und reckte
den linken Arm gegen das Kruzifir an der Wand aus. „Der dort
hat auch Zöllner und Sünder nit von ſich wieſen und wunderbar
ſein oft die Weg', auf die er Verirrte leit't, daß ſinit zu Verlorenen
werden! G'rad' dösmal ziemt mich, ich ſähet ſeiner Gnad' und
weiſen Vorausſicht auf'n Grund. Sederl, nit daß ich 's Siegel
von kin'm Beichtgeheimnis nähm' aber das laßt euch bedeuten,
en Zweſ'm hat er wohl in ſeiner Erbarmnis a Verbrechen erſpart!“
„Ein Verbrechen ſtotterte der Kaplan.

Der alte Seelſorger drückte den Arm des jungen Mannes. „Zwei
vielleicht.“ Er nickte ihm ernſt zu und ſchritt hinweg.

Am übelſten kam die alte Zinshofer weg, ſie klagten die Leute
nicht erſt an, ſondern trugen ihr offen ihre „Vorſchubleiſtung“ nach,
man wich ihr aus und war kurz und abweiſend im Verkehre, ſelbſt
auf dem Sternſteinhofe, wo ſie doch allen Dankes gewärtig war,
teß man ſie unfreundlich an.
Eines Abends, als wieder ihre Zutulichkeiten und Klagen kein
ehör fanden und ſie erbtttert vom Hofe hinweglief, faßte ſie den

alten Sternſteinhofer, der ihr gerade in den Weg kam, am Arme an.
„Bauer,“ vief ſie, „hitzt erfahr' ich, was auch du ſchon ſeit langem
und in dem Stück wär'n wir völlig gleichl“

oppenärmel, alsDer Alte machte ſich frei und wiſchte über den e
wäre der durch die Berührung befleckt worden. S ein' mit an,“
ſagte er rauh. „Dir gleich wußt' ich mich in kein'm

„So kennſt' leicht Kindsundank nit?!“ kreiſchte das Weib
„Kein' Dank mag ſein! Geg'n 'n Undank hab' ich mich ſicher

g'ſtellt. Mußt dir ſchon dein G'ſpann wo anders ſuchen.“ Da-
Alles, was der protzige, künftige Schwiegerſohn für die Alte tat,

war, daß er ihr bei beginnendem Winter erlaubte, aus ihrer ver
fallenen Keuſche in das KleebinderHäuſel zu überſiedeln. Da ſaß
ſie wun zwiſchen reinlicheren und feſtgefügteren Mauern als ſonſt
und fror wie früher, denn die Fuhre Holz, auf die ſie gehofft und
gerechnet, war ausgeblieben; fie ertrug. es ſo lange, bis es ihr
wie ſie ſich äußerte zu dumm wurde.

„Soll'n ſ' mir nur a Wörtl ſfag'n, dann werd' aber auch ich mein
Maul groß auftun.“ murrtie ſie. griff zur Hacke, hieb des ſeligen
Herrgottlmachers Holzvorrat kurz und klein und verfeuerte ihn,
und als davon kein Span mehr im Hauſe war, brachte ſie die
Figuren des halbfertigen Votivbildes auf den Säge und Hackblock.
Mit boshaft zwinkerndew Augen ſah ſie im die flackernden Flammen
und meinte: die Heiligen brennen ſo gut wie Holz.

Sie half ſich ganz leidlich über den Winter hinweg; kurz nach
demſelben war das Trauerjahr des jungen Sternſteinhofers um,
dann mußte ja doch etwas geſchehen und ändert ſich wohl auch ihre
Lage. Den Kopf mit beiden Händen preſſend eilte fie heim, als ſie
erfuhr von Fremden ſich's mußte ſagen laſſen der Notarius
wär' ſchon auf den und den Tag beſtellt, um auf dem Sternſteinhofe
die Ehpakten aufzuſetzen und alles ſonſt Nötige zu verklaufulieren
und zu verbriefen.

An dem Tage aber, an welchem der Notar Toni hatte ſich den
nämlichen „Findigen“, wie ſein Vater, verſchrieben dort oben
auf dem Gehöfte alles richtig machte, ward die Alte von quälender
Neugierde und peinigender Unruhe im Hauſe herumgejagt, ſie
haſtete Stuben aus. Stuben ein, vom Boden in den Kellerraum
und von dem feuchten Grundmauerwerk wieder hinauf unter die
Dachſparren. Doch ſie mußte ſich gedulden und erſt gegen abend
ſah ſie jemand eilig auf das Häuschen herzukommen und erkannte
als er nahe war, den Zwiſchenbüheler Bürgermeiſter

Der Ortsoberſte trug auf langen Beinen einen merkwürdig kurzen

„Dein' G'ſpann Deinen Geſpann, von Pferden, die zu
ſammen an einem Wagen ziehen; ſo viel wie Genoſſen

ücken zu.mit kehrte er ihr den

wiſſen, wie dösſelbe weiß, und eh' d' mir nit all's ſ

kleines Köpfchen, über den beidſeitigen, kurzen Backenbärtchen ſtrebten T mächtige Ohrmuſcheln, faſt ropſlncheg ins Freie; ob
wohl ſeine großen Augäpfel etwas vortraten, ſo waren ſie doch mit
ausreichenden Deckeln verſehen, welche er denn auch zum Schutze
der erſterew gewöhnlich bis auf einen kleinen Spalt geſchloſſen hielt,
was ihm ein ebenſo nachdenkliches, wie ſanftmütiges Ausſehen ver
lich; der untere Teil des Geſichtes aber, der zwiſchen den faltigen
Wangen wie eingeſchrumpft liegende Mund und das kurze Kinm
wurden von der vorragenden Naſe überſchattet, welche aus leicht zu
erratendew Gründen von den Zwiſchenbühlern „d' Latern'“ ge
nannt wurde; bei deren Größe und der Kleinheit ſeines Marndes
konnte er es nicht verhindern, daß im Sprechen einzelne Laute den
bequemeren Weg durch dieſelbe wahmen.

„Du biſt die Zinshoferin?“ näſelte er.
„Jch mein', du wirſt mich wohl kennen ſagte ſie giftig.„Vlind wann ich wär', leget' ich ein' Eid d'rauf ab, daß du's

denn ich kenn' dich an dein'm Gekeif, aber was konſchtadiert werd'n
muß, das muß konſchtadiert werd'n, weil ich von Amts weg'n mit
dir z reden hab'

„No, fo komm' h'rein, komm' doch h'rein.“
Die Alte lief flink voran und der s J ſtolperte hinten

Bee Sie wiſchte einen Stuhl ab und ſetzte ihn in die Mitte der
StubeDer Bürgermeiſter winkte abweiſend mit der Hand. „Wir
werd'n gleich fertig ſein.“

„Ah, nein! da ſchau' ein's her!“ eiferte die Alte, während ihr die
Zornröte aufſtieg. „Fand's ſchon kein's von denen da drob'm der
Mäh' wert, mich h'naufz'rufen oder h'runter z'kämma, und ließen
ſ'mir durch a Fremd's Poſt zutrag'n, ſo will a h r

laß ich dich nit aus der Stub'n, mag's hitzt kurz oder lang
uerm!
„Was willſt denn wiſſen
„Was g'ſchieht?“
„Was ſoll g'ſcheh'm? Dein Tochter wird Sternſteinhofbäuerin

Das kannſt dir wohl denken.“
„Was weiter?“
„No, ich mein', 's wär das g'nugl aber ob'ndrein nimmt noch der

Bauer ihr'n Bub'n, n Muckerl vom ſeligen Kleebinder. als eigen
Kind an.“

„Gar dazu zwingt er ſich?“ Die Alte bleckte die Zähne, als aber
der Mann vor ihr ernſt blieb und verw die Augendeckel auf
zog. heſann ſie ſich und ſagte: „No, 's is wohl ſchön von ihm.

Fortſetzung folgt.

Oberleib und auf deſſen breiten Schultern wieder ein auffallend
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Sekretariat: Harz 42-44, Zimmer 23--24.
Wochentags geöffnet von 9-1 und 4-7 Uhr.

Fernſprecher 1473.

Achtung, Genoſſen

Flugbluttwerbreitung

am Sonnabend und Sonntagu Halle und im Saalkreis.

33 ſtelle ſich ſeinem Diſtriktsführer zur
agung.

Die Diſtriktslokale ſind
1. Diſtrik genaurant Tiersmann, Tal-t:

amtſtr.
2. Diſtrikt: Guſtav Ldther, Gr. Steinſtr. 67.
3. Diſtrikt: Reſtaurant Alter Markt 11.
4. Diſtrikt: Reſtaurant Setert, Spitze 12/13.

Diſtrikt: Veſtaurant Jakobſtr. 29.
6. Diſtrikt: Reſtaurant Bertramſtr. 18.
7. Diſtrikt: Reſtaurant Böllberger Feg 23.

72. Diſtrikt: Reſtaurant Beeſener Str. 21.
iſtrikt: Reſtaurant Neuer Bürgergarten,
Liebenauer Str. 157.

Reſtaurant MerſeburgerStr. 54.
Reſtaurant Merſeburger Str. 32.
Reſtaurant Bernhardyſtr. 26.
Reſtaurant Landsberger Str. 56.
Reſtaurant Berliner Str. 31.
Reſtaurant Krauſenſtr. 4.
Reſtaurant Unterberg 12.
Reſtaurant Breiteſtr. 17.

16. Diſtrikt: Reſtaurant Quelle, Reilſtr. 122.17. Diſtrikt: Reſtaurant Rich. Wagnerftr. 15.
18. u. 18a. Diſtrikt: Reſtaurant Volkspark,

Burgſtraße 27.
19. Diſtrikt: Reſtaurant Reichsadler,

Vondran, Trothaer, Straße 15.
20. Diſtrikt: Reſtaurant Kröllwitzer Str. 6.

Milederverſammlun
ölau.

nutag, den 23. Mat, nachm. 3 Uhr.So bei Dierſchke. m v
1221 Der Vorſtand.

Amſhe elnnmacungen

See Halle. SDoſe und gepackte Suppen ſowie Möhrenmehl.
Es wird nochmals ar hingewieſen, daß loſe

nd gepackte pen ſowie renmehl in den
Kleinhandelsgeſchäften bis auf Widerruf freihändig
zum kauf gelangen können. Diefenigen Klein
händler, die mit ihren Vorräten geräumt haben,
können ſich einen r im dternährungs-
amt, Marktplatz 22, bergeſczok Saal links, inc Vormittagsſtunden von 8 12 Uhr, ausſtellen
aſſen.

D

8. D

9. Diſtrikt:
9a. Diſtrikt:
0. Diſtrikt:
1. Diſtrikt:
2. Diſtrikt:
3. Diſtrikt:
4. Diſtrikt:

Diſtrikt:

Verſorgung mit Kartoffeln.
Jn der Woche vom 24. bis 30. Mai können auf

die Marke 39 der grauen Kartoffelkarte 4 Pfund
Auslandskartoffeln gekauft werden. Der Einkauf
darf nur in den Geſchäften bewirkt werden, in denen
die r artoffelkundenliſte erfolgt iſt. Js, für das Pfund Auslandskartoffeln beträgt 45

r Verkauf Sonnabend bis einſchließliMittwoch. Eine achlieferung von Kartoffeln am
Donnerstag, Freitag und Sonnabend findet nicht ſtatt.
Die abgetrennten m v und bis ſpäteſtens
Donnerstag, den 27. Mai, abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen
in der Talamtſchule, am Sonnabend, den 22. Mai.
Zu elaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der

ebensmittelſcheine mit den Rummern 78501-84 500,
vormittags von 8--1 Uhr. Es werden an diefenigen
h welche in ihrer Wohnung keine elektriſche

ichtanlage haben, zwei Kerzen zum Preiſe von
80 Pf. für das Stück abgegeben. Der Lebensmittel
chein, in dem die Abgabe der Kerzen vermerkt wird,
ſt vorzulegen. Für Unregelmäßigkeiten beim Bezuge

Furr die Strafbeſtimmungen. Abgezähltes
eld iſt bereit zu halten. h

Städtiſcher Verkauf von Weizenmehl
an Haushalte mit gelb umränderten Lebensmiktel
ſcheinen in der Talamtſchule am Sonngbend, den
22. Mai. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber
der gelb umränderten Lebensmittelſcheine mit den
Nummern 78501--84500, vorm. von l Uhr. Für

zum Haushalt ge t Perſon wird gegen Vor
age des Lebensmittel nes Pfund Weizenmeh

m Preiſe von 35 Pf. abgegeben. Abgezähltes Geld
ſt bereit zu halten.

Auf die Milchkarten der Klaſſe V wird für die
Woche vom 24. bis 30. Mai gegen Abgabe der für
dieſe Tage gugen Milchkartenabſchnitte 1 Pfund

r i zum Preiſe von 6 Mk. (ſechsark) abgegeben. Der Verkauf a bei den zumQuarkverkauf zugelaſſenen Milchhändlern. be
ſind mitzubringen. Die Milchkartenabſchnitte ſind
u Hunderten in beſonderem Umſchlage
is ſpäteſtens Dienstag, den 1. Juni, dem Stiadi

ernährungsamt, Abteilung II. einzureichen.
Für Kinder vom 6. bis 12. Lebensfahre wird für

die Woche vom 24. bis 30. Mai auf den Abſchnitt 37
des Einkaufsſcheines für Molkereierzeugniſſe Fifrd
vorkondenſierte Milch zum Preiſe von Mk.
ſechs Mark) abgegeben. Der erkgn erfolgt bei
en zum Quarkverkauf zugelaſſenen Milchhändlern.

Die Abſchnitte des Einkaufsſcheines über Molkerei-
erzeugniſſe ſind bis ſpäteſtens istag, den 1. Juni,
dem Stadternährungsamt, Abteilung II, einzureichen.

Für die Woche vom 24. bis 30. Mai wird auf
den Abſchnitt 527 des Warenbezugsſcheines Rr. 30
an jeden z aushalt 1 Pfund vorkondenſierte
Milch zum Preiſe von 6, Mk. (ſechs Mark) ab
zige ben Der Verkauf erfolgt bereits vom Sonnbend
ieſer Woche an bei den zum Quarkverkauf zu
elaſſenen Milchhändlern. Gefäße ſind mitzubringen.
ie Abſchnitte des Warenbezugsſcheines ſind zu

Hunderten in beſonderem Umſchlage bis
ſpäteſtens Dienstag, den 1.Juni, demStadternährungs
amt, Abteilung II, einzureichen.

Jn der Woche vom 24. bis 30. Mai gelangt bei
den Bäckern, Mehlkleinhändlern und Konſum-
vereinen an die n n x RPfund Weizenmehl auf die Marke 40 der zur

eit J Kartoffelkarte zum Verkauf. Der Preis
ür Pfund Weizenmehl iſt auf 70 Pf. feſtgeſetzt.

Der Verkauf des Mehles darf nur unter Abtrennung
der Marke 40 und gleichzeitiger Eintragung des
Verkaufes in die mit vorzulegende „rote Ausweis-
karte über Kartoffeleinkäufe“ erfolgen. Die Ab-
lieferung der Kaxtoffelkartenabſchnitte erfolgt gleich
zeig m den Brotmarken, ſpäteſtens am Montag,
en Mat in der Abrechnungsſtelle für Brotmarken

im Roten Turm.

D.
Halle und öhallreis

Sonntag, den 23. Mal (1. Ptingstfeiertag), abends 7 Vhr,

Sonntag, den 23. Mal (1. Pfingstfelertag). Zeit und Lokal

T

üm Saallkzreise.
27723777 und Vmgy-

Henute, Freitag, nds 8 UVhr, im „Goldenen Adler“.
Professor Werckmelster gpricht her:

MBMGEEIIEIIIIIIIIIIIIII
Döbl ift.

Sonutag, den 23. Mal (1. Pfingstfeiertag), nachmittags
2 Uhr, im Gasthaus Rüller.

Friodrichechwerz.
im Gasthaus.

DölInitz.
Wird örtlich bekanntgegeben.

Petfersberg.
Sonntag, den 23. Mai (1. Pfingsttefertag), abends 7 Vhr,

im Gasthaus Krauso.

KrosigK-KaltenmarkK.
Sonntag, den 23. Mat (1. Pfingstteiertag), nachmittags

2 Vhr, im Gasthaus Kieritz.

Oosmüncde und Vmgegendl.
Landarbeiter, heraus zur Versammlung!

Euer Vertreter Saupe, Zeitz
Kandidat zur Refchstagswanhl,

spricht nachmittags 3 Uhr im Gasthaus Augustyniaek.
Tagesordnung siehe oben-

Redner die Genossen:

Kutzschbauch, Lemeok, Riohter, Saupe-
Arbeiterinnen und Arbeiter, Wahlerinnen und Wahler! Zeigt

durch Massenbesuch der Versammlung, daß ihr den Ernst der

Zeit degriffen habt. 1331Sozlaldemokrautischer Verein f. Halle-Soulkrels (OSPD).

Konſumperein für Dieskau u. Umg.b um Kopknisve
eingetrag. Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht. 24 8eanae entterar ohne

éeneruldergämmlung auf das Haar.
Prospekto diskret und

Sonnabend, den 29. Mai, abends 8 Uhr,
in Kanena im Gaſthaus bei Herrn Wenkel.

Tagesordnung:
Versandhaus
„Excelsior“,

1. Halbjähriger Geſchäftsbericht,
2. Reviſionsbericht, Nürnberg,
3. Bericht vom Verbandstag, We
4. Anträge der Mitglieder. Dieſelben müſſen bis

Dienstag, den 25. Mai, bei dem Vorſtand ein
gereicht werden.

*514 Der Vorſtand.Fr. Sattler. Wilh. Hanſchild. Alb. Pfeifer.

ſofort bis 1143einſuchen P
André, RüttWörmiltzer traße 12.

WVerlohbungs-Ringe
Der diesfährige, reichliche Kirſchenanhang der in Silver,

7 PDublee,Gemeinde Lettin Cola
ſoll am Sonnabend, den 22. Mai d. J., nachm. 383, 585,

750, 900,
aNe Grös. u. Breit. vorràät-

H. Scndler, eetraße 35.

6 Uhr, im Gaſthof zur Erholung öffentlich meiſt
bietend unter den im Termin bekannt zu gebenden
Bedingungen verkauft werden.

Wähler -Versamngnoen Auf Frogit

Ansichtskarten
empfiehlt Volksbuchhandlung, Harz 4244.

Großen Postendte Nor
Knoten, Mittel- und schwache Rollen (an Wieder-
verkäufer zu Fabrikpreiszen), sowie die bekannten

KaS 2igareiten
Chesterfield, Nebo, Happy Hit, T. u. B.,éoiumbia usw.

K. C. Mille 390 Mk.
A. M. Berndt, vorm. K. Gimpel,

Alte Promenade G.
Nicht mit Neue Promenade zu verwechseln.

7

lch bin zum

Notar
ernannt.

Dr. Albert Müller,
Rechtsanwalt und Notar,

alle a. d. S., Rathausstr. 10, I.

1212

S

Zum ſofortigen Antritt wird ein

Jüngerer Verwaltungsgehilfe

Puig welcher mit der Bearbeitung von
olizei-, Standesamts- und Gemeindeſachen

vertraut iſt.
Bewerbungen werden mit Lebenslauf,

Zeugnisabſchriften und Angabe der Gehalls
anſprüche umgehend erbeten.
Freie welche in der Verwaltung

gearbeitet haben, erhalten den Vorzug.
Teutſchenthal, den 19. Mai 1920.

Der Amts und Gemcindevorſteher.
Döhler.*510

4 Größere chemische Fabrſk in monat
snoht erfahrenen, tüchtigen

Meister
oder auch Orar heiter Guter Arbeiter)
für Lebensstellung, der mehrſährige Erfahrung
in der Oxalsäure- und Ameisensäure- Fabrikation
nachweisen kann.

Ausführliche Bewerbungen ind erbeten
unter V. H. 665 an die Expedition dieses
Blattes.

Voreins-
Anzeiger
Erſcheint teden Dienstag
und Freiragi Jahresbeitrag: llimeter 7.50
Mark.

Sonnabend mittags 1.58
bis Roda. Preis 9 Mk.

Abends 6.22 u. 9.50 bis
Apolda. Preis 7 Mk.

Deche oder Feltbahn,
Liederbücher, Jnſtrumente
mitbringen.

Abfahrtzeiten:

*513 Der Gemeindevorſtand.
ev Maßanzug,

Städtiſcher Verkauf von Käſe Sommerüherziener
r

in der Talamtſchule am Sonnabend, den 22. Mai. en. modoern, billig a. verk.Zugelaſſen im Einkauf werden die Jnhaber der Lelpaigerstr. I4. H. I.
Lebensmitte s r an Fing. Gr. Sandberg.vormittags von r. Für fede Perſon eines F WoHaushaltes werden 70 Gramm zum Preiſe von Kun h u
60 Pf. Der Lebensmittelſchein iſt vor Fauft zu höchſten Ta espr
zulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zuhalten U. holt auf Wunſch ab i

Zur Entgegennahme von Todesanzeigen ſind Undwig. Sehwetachkeetr. 14.
die Bureaus am 24. Mai 1920 (Pfingſtmoniag) vor Beht Nordhäuwer
mittags von 8 bis 9 Uhr geöffnet.Halle den 21. Mai 1020. x Kautahbak,

Die Standesämter. reine Rauchtabaks,

S Bitterfeld. geutsoh. Zigarettenv. 257r.
Zigarren von 60 Pf. an

Auf Abſchnitt 38 des Lebensmittelſcheines kann in empfiehlt 1216
den Butterverkaufsſtellen ein Käſe zum Preiſe von G. Stoermer
98 Pf. entnommen werden. 1jedenguer Strabe 50Abſchnitt 34 verliert gleichzeitig ſeine Gültigkeit. lebe 18.

Fitterfeld, den z I Richter, Kinderſtrümpfe,
Hamenftrümpfe,

billig zu verkaufen. 1224
Scharrenstr. 10, II.
Gebrauchter, guterh. *618

Handrollwagen

zu kaufen geſucht. Off.

914

Fenurg. S
Fleiſchverkauf.

Dem Fleiſchermeiſter Robert Syrbe, hier, wird
bis auf weiteres der Fleiſchverkauf entzogen. Die
Kunden des Syrbe werden aufgefordert, ihren Fleiſch
bezug ſofort bei einem anderen Fleiſcher anzumelden,
r Unterbrechungen in der Belieferung vermieden
werden.

Tuwnverein Fſchte.

Wänner-Abteil., Norden:
Dienst. u. Freitag 8-10 U.

Turnerinnen: Mittw.8-10.
Volkspark-Turnhalle.
Männer-Abteil., Süden:

Montag und Freitag, von
7--9 Uhr, i. d. Glauchger
Schule, Taubenſtraße.

Arbelter-Schwimmyveroeln,
Halle a. d. S. (E. V.)

Uebungsſtunden:

Naſe Gaale)

Abeſter-Sänger-Cho

Sonntag, den 23. Mai
(1. Feiertag):

Ausklug.
Treffpunkt mittags 1 Uhr,
an der Beißnitzbrücke.

fraden- und HAäccheucher. Dienstag Und Freitag ab

Uhr im Johannesbadin Vororte 29 Uhr, Kr amen und Herren.

Sinaeſtunde.
frele Sorial Iugend Halle n m
n r en auf derAinitz pielwiee Zu denn an den PflngſtPfingſten: ezirksingendtagg i. Weißenfels ſeiertagee enden

bfahrt: Sonnabend ndet die Abfahrt am
abend 9.01 Uhr. Sonntag(1. Feiertag) früh 7.45 Uhr. F ne
ad guehr: 2. Feiertag r z der Bahn um

Treffen: Sonnabend S r.abend es Uhr Vahnhof. in e rer

Touristen- Verein el 7 Mut
„Die Maturfreunde“ s a Uhr im Wolks

fingſten. Zum Gau- itre n nach Jena Roda i
Eilenburg, den 19. Mai 1920.

509 Der Magiſtrat. erb. an Mouze, Harz 17.
Meuſebach Thüringer Hierzu ladet ein

h. Kuutabak,

F

D

güeder Ferrammingg. S
e

Wald Der Vorſtand.

4 Ue

„Vorwärts.“

v
mnach dem 1. im Monat

Ala Sonnabend
ndorf

n. Langenbogen
Ardeſter-Radtahrer-Ferehn

Vereinslokal: Volkspark.
Dienstag

ſtunde
Kette“.

in Halle a 1. Saale.

eden Sonnabend
dem 1.; Verſammlung.
L Hall. Handoln-Orcterte,

Verein z. Pflege nur guter
Mandol. u. Läutenmuſik,
Uebungsſtd.: Jeden Frei-
tag, abends 7 Ubr, in
Borks Reſtaurant, Kurze
Gaſſe 1.

Hapdollnen-berellschatt

Harwonfe, Halle a. 9.

Vereinslokal: Reſtaur.
Selka, Dorotheenſtr. 22.

jerein zur Pflege und
örberung nur gut. Man

dolinen- u. Lautenmuſikß
auf breiteſter Grundlage ſ.

amen u. Herren. Jeden
Freitag: Uebungsſtunde.

Pfingſten 3 Tage
wanderung n. Thüringen

m Sonnabend
ihr abends vom

Hauptbahnhof.
Läntamre MNner-Fereſn, I-4.

Vereinsl.: Lüderitz Berg,
Reilſtraße 47. Jed. Mittw.
'8 Uhr: Uebungsſtunde.

Artisten Börse,
Halle a. S. Fernſpr. 2884,

Vereinslokal: Zur
Plauderecke, Auguſtaſtr.

Sitzung:Jeden Mittwoch.
Humoriſten, Komitker,

Duette, Geiger u. Pianiſten
ſind und müſſen zu feder
Gelegenheit 4 haben ſein.

Jugend Abteilung:
uſammenkünßfte feden
ittwoch i. Vereinslokale.

besohädigt., Teilwehmer
und Hinterbliebenen.

Ortegruppe: Halle (8.)
Jed. Dienstag nach dem

1. und 15. feden Monats:
Mitglieder- Verſammlung
in Hübners Reſtaurant,
Kurze Gaſſe.

r Rund der Kriegs

[roſiuitz.
Arbeiter Bildung
Verein, Kröllwit.

Vereinslokal: Lindenhof.
Gefangs-Abteilung:

Jed. Donnerstag 8-10Uhr.
Dramatiſche Abteilung:

Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.
TurnAbteilung:

Dienstag u. Freitag 8-10l.
Wander- u. Mandolin-

Abioiping:
Für Mädchen:

Mittwoch 10 Uhr.
Für Burſchen:

Donnerstag 10
Bibliothek

Donnerstag v. 8-10 Uhr.

[Ammengorf.
Arbeiter Cerang-Verehn

Ammendorf u. Umgegend

Für Männerchor feden
Dienstag abends 8 Uhr,
für Frauenchor fed. Don
nerstag, abends “8 Uhr,in Teichmanns Hotel:

Siugestunden,
Der Vorſtand

Turnrerein Ficie.

Radewell u. Umgegend.
Abteilung Ofendorf,

Dreierhaus. Turnſtunde:
Dienstag und Freitag von
8--10 Uhr.

Abteilung Ammendorf
Schützenhaus. Dienstag
und Freitag v. 8--10 Uhr,

Abteilung Radewell
Gaſth. Radewell. Diens-
tag von 8--10 Uhr.

Schüler Abteilung fü
Ammendorf: Mittwoch
von 5--7 Uhr.

Mersovurg.

Cewerbochafts Kartel

Mersehurg.

Jeden 1. Donnerstag
V Monat, w.
Sitzung im ürin4 per Vorstand

Arb. Samarlter-Kol. Halle

Jed. ren Uebungs-
n der „Goldenen

l Awnlelenklud von 1890

Vereinslok.: Gold. Kette.
onnab. Uebungsſtunde,

nach
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Nr. 116. 31. Jahrgang,
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Profeſſor Genoſſe Vercmeiſter in

Es iſt ein weitverbreiteter, von den Rechtsparteien und ihrer
Preſſe mit Abſicht genährter Jrrtum, daß die Unabhängige Snzial-
demokratie nur die Intereſſen der Arbeiter mit der ſchwieligen Fauſt
wahrnehme und für die Beamten und Angeſtellten nichts übrig habe.
Demgegenüber muß immer wieder feſtgeſtellt werden, daß die USP.
ſtets nachdrücklichſt für die Hebung der Lebenslage und den Aufſtieg
auch dieſer Kreiſe eingetreten iſt und den Zuſammenſchluß der Kopf
und Handarbeiter geſordert hat. Die großangelegte Rede der Ge
noſſtin Zies zur Beamtenbeſoldungsreform in der Nationalverſamm-
fung (Voltsvblatt, Nr. 114 vom 18. Mai) und die weitgehenden An
träge unſerer Parkei zu dieſer Vorlage ſind der beſte Beweis dafür,
daß die Unabhängige Sozialdemokratie der entſchiedenſte Schritt-
macher für die wirtſchaftliche, politiſche und geiſtige Vefreinung der
Beamten und Angeſtellten iſt. Da hier in Halle die regktionären
Parteien einſchließlich der Rechtsſozialiſten bei ihrer Wahlpropa
ganda dieſe Kreiſe durch alle möglichen Verſprechungen eifrigſt zu
ködern verſuchen, mußte auch unſere Partei auf den Plan kreien
und in beſonders für die Beamten und Angeſtellten einberufenen
Verſammlungen zu deren Forderungen vom ſozialiſtiſchen Stand-
punkt aus Stellung nehmen. Dieſem Zwecke galt die geſtern,
Tannerstag, abend im großen Saale des Wintergartens ſtatt
gefundene Werckmeiſter Verſammlung der weitere Ver-
anſtaltungen mit dem ausgeſprochenen Zweck der Aufklärung des
Beamtentums folgen werden. Vor vollbeſetztem Saale, in dem die
Halliſche Beamtenſchaft ſtark vertreten war, nahm der Gymnafial-
profeſſor Genoſſe Werckmeiſter (Stettin) das Wort zu einem aus
führlichen und tiefdurchdachten Referat über die Forderungen der
Veamten und Angeſtellten an den Reichstag, das dem von der Volks
ſtimme ſeinerzeit gegen uns erhobenen Vorwurf der Beamtenfeind-
lichkeit glnzend Lügen ſtrafte. Wir laſſen eine gedrängte Wieder-
gabe des ausgezeichneten Referats hier folgen.

Wir haben nun ſeit 125 Jahren die Republik, die auf keiner Seite
höchſtens bei den Politikern der Koalitionsparteien Befriedi-

qung ausgelöſt hat. Die Rechtsparteien deren Anhänger ihrer jahr-
hundertelangen Macht entkleidet worden ſind, ringen mit allen
Mitteln um die Zurückgewinnung der politiſchen Macht. Wir da-
gegen wollen die Verhältniſſe fortentwickeln, den Parlamentarismus
hinwegfegen und den Neuaufbau bewirken durch die Diktatur
des Proletariats. Manchen Beamten und Angeſtellten, derſich früher politiſch nicht betätigt hat, mag bei dieſem Wort n ſeiner

Unkenntnis ein gewiſſes kühles Gefühl ühberlaufen. Es iſt ja be-
ſannt, daß dieſe Kreiſe unter dem Kaiſerreich der praktiſchen Politik
immer ferngeblieben ſind, daß ſie zum Teil die Politik als etwas
anſahen, das man anderen Leuten überlaſſen müſſe. Die Beamten
und die ihnen verwandten Schichten merkten gar nicht, in welcher
geiſtigen Bevormundung ſie eigentlich dahinlehten. Dieſer Zuſtand
mußte ſich im Augenblick der Revolution ändern.
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r dem Naführt, indem er den Krieg gewollt hat, was keiner

ihm mehr abwaſechen kann. Als ſein Werk dann zuſammenbrach,
rückte er feige aus. Damals warfen ſijch als Führer in der Revo-
lution die Rechtsſozialiſten Ebert, Scheidemann und Bauer auf. die
ſich nicht geſcheut hatten. wenige Tage vorher vom Kaiſer Miniſter
portefeuilles anzunehmen und dieſen 428 Jahre lang in der Kriegs-
politik unterſtützt hatten. Wer die Schrecken des Krieges miterlebt
bat, wird ſich nicht mehr für einen neuen Krieg begeiſtern können.
Wir radikalen Sozialiſten verabſcheuen den Krieg. Nach der Anſicht
der Rechtsparteien ſollen ſich aber gerade die Beamten boreitfinden,
den alten Gewalthabern, die den Krieg als das Allheilmittel für
ihre Intereſſen anſehen, wieder zur Macht zu verhelfen. Wir wür-
den jedoch ein Unrecht gegen unſer Volk begehen, wenn wir die
Hriegsverbrecher unterſtutzen wollten.

Wir bekennen uns zu dem Grundſatz: Erſt die Arbeit gibt dem
Menſchen ſeinen Wert. Wenn der Kapitaliſt auch arbeitet, tut er
es doch nur für ſeinen eigenen Profit. Wir achten indes nur den
als Volksgenoſſen, der wirklich arbeitet zugunſten der Allk
gemeinheit. Auch die Beamten rechnen zum arbeitenden Volk.
Es iſt leider Tatſache, daß unter den Beamten manche ſich als etwas
Veſſeres dünken und ſich nicht der großen Maſſe des arbeitenden
Volkes zuzählen, die ſich den Arbeitern nicht gleichſtellen wollen.
Dieſe verkennen aber völlig ihre heutige Stellung im Staate. Die
Arbeiterbewegung iſt nicht mehr zurückzudämmen, wir werden uns
zur ſozialiſtiſchen Republik entwickeln. In dieſe Gedankengänge
werden ſich die Beamten hineindenken müſſen; wir machen ihnen
durchaus keinen Vorwurf, daß ſie es bisher nicht getan haben. denn
die ganzen Einrichtungen im Kaiſerreich waren ja darauf gerichtet,
t tiſche Betätigung der Beamten in freierem Sinne zu ver
hindern.
Hann nun ein Beamter radikaler Sozialift ſein? Soweit
ich bisher Beamte kennengelernt habe, die Sozialiſten geworden ſind,
kamen ſie mir immer vor wie junge Hunde, die nur ins ſeichte
Vaſſer gehen; genau ſo gehen dieſe Beamten zunächſt in denSunypf der rechts ſozialiſtiſchen Partei um im Falle
eines Sieges der Reaktion leichter den Weg zurückfinden zu können.Was wolen wir Wir verurteilen ganz bewußt die rechtsſozia
liſtſchen Führer, die die Revolution verraten haben. Wenn man
eine Revolution durchführen will. muß man ganz andere Bahnen
tinſchlagen, als fie bisher Geltung hatten. Der Parlamentarismus
iſt aber nicht das Mittel, um eine a Republik zu verwirk
lichen. Was können uns die Reichstagswahlen bringen? Eine
ſtarke Rechte und eine ſtarke Linke. Mit welch ungeheuren Mitteln
ind Geldern die Deutſchnationalen arbeiten. um ihre Richtung
durchzubringen, iſt algemein bekannt. Nehmen wir einmal an, daß
es den Rechtsparteien gelingt, eine Mehrheit zu erlangen; dann
werden ſie lachend mit Hilfe des von den Rechtsſozialiſten ſo hoch
gvrieſenen parlamentariſchen Syſtems die Führung im Staate
ſbernehmen, die nötigen Machtmittel ſtehen ihnen ja zur Verfügung.
Wenn man ſich das vergegenwärtigt, dann wird man die Rechts
ſezialiſten. die dieſe Zuſtände heraufbeſchworen haben, nur
als Verräter brandmarken können.
Velche rechtliche Stellung hatten wir denn unter der Monarchie?

eder kennt das Diſziplinargeſetz, durch das wir völlig rechtlos
macht wurden, nach dem der Ankläger gleichzeitig auch der Richter
ar, ein. nach dem modernen Rechtsempfinden ganz unerhörter
VLorgang. Weiter gab es die ganze Geheimniskrämerei in der Ver
waltung und die Erlaſſe von oben, die auch heute noch immer in den
Sahnen der kaiſerlichen Aera gehandhabt werden, ſo daß die mini-
ſteriellen Erlaſſe von den nachgeordneten Stellen einfach ſabotiert
werden können. Wir müſſen verlangen, daß die Erlaſſe der Miniſter
veröffentlicht werden. Ein ſogialiſtiſches Staatsweſen bietet Ge
tigkeit und Freiheit, die aber nur auf dem Boden der Oeffent-
hkeit gedeihen könne. Dann ſehe man ſich einmal das Monſtrum
r Beamtenbeſoldungsreform an. Gewiß verlangen
wir daß von unten auf jedem die Möglichkeit des h gegeben
erde. Grundſätzlich iſt aber die Einteilung der Beſoldung nach
Klaſſen zu verwerfen. Hat nicht die Familie des Eiſenbahnunter-
leamien genau dieſelben leiblichen Bedürfniſſe wie etwa die Familie
des Herrn Geheimrats? Gewiſſe Kreiſe regen ſich darüber auf,
de die unteren Beamten allmählich etwas beſſergeſtellt worden ſind.
e Arbeiterorganiſationen haben ſchon im Januar berechnet. daß

Die

Vilhelm der Letzte hat das Volk in den Abgrund

führungen des Genoſſen Bock.

dos Exiſtenzminimum einer Familie von vier Perſonen 12 000 M.
nägt, und trotzdem hat man den unteren Beamten etwa bis zu

Beilage zum Volksblatt.
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der Becmtenverfammlung der Nöß.

7090 Mk. bewiſligt, was ſchon die Entrüſtung der rraktionören
Kreiſe hervorruft. Denken Sie an die ſchlechte Behandlung der
Altpenſionäre und Rentenempfänger, für die unſere Sprecherin, die
Genoſſin Zietz. in der Nationalverſammlung ſo warm eingetreteniſt. Die Rechtsparteien und die Demokraten an
nicht für die Aufbeſſerung dieſer Hunglücklichen
geſſt im mt. Es iſt eine Schmach und Schande, daß die Hinter-
bliebenen der Krieger die Witwen und Warſen oft der bitterſten Not

find, während für die Reichswehr Mihiarden ausgeworfen
erden.
Die Beamienfragen laufen letzten Endes auf Weltanſchauungen

hinaus. Sozialismus und Kapitalismus ſtehen ſich unverträglich
gegenüber. Wer die Zeichen der Zeit verſtehl. weiß. daß dem
Sozialismus die Zukunft gehört. In den nächſten Wochen
wird ein furchtharer Zuſammenbruch erfolgen, woran die rechts-
ſozialiſtiſchen Führer die Schuld tragen, die nicht den Mut hatten,
gründlich gegen das Kapital durchzugreifen und die Maßnahmen zu
treffen, die zur ſozialiſtiſchen Republik geführt hätten. Wir werden
durch ſchwere Nöte wirtſchaftlicher und auch volitiſcher Art hindurch
müſſen. Wiſſen wir doch. daß die monarchiſtiſchen Offiziere ihre
jungen Leute ſchon ſeit Monaten gedrillt haben, unter Umſtänden
auf Vater und Mutter. auf die eigenen Angehbrigen der prolc
tariſchen Klaſſe zu ſchießen. Es könnte den Rechtsparteien vielleicht
gelingen, einen vorübergehenden Wafſenerfolg davonzutragen, aber
gegen den Willen eänes Jnduſtrievolkes wird auf die Dadter feine
Regktion triumphieren, das ſollten ſich auch die Beamten geſagt ſein
laſſen. Die großen Fragen der Wirtſchaft ſollen von den breiten
Maſſen des ſchaffenden Volkes, ſoweit ſie Haud und Kopfarbeiter
ſind, entſchieden werden, Fachmänner ſollen zux Geltung kommen,
das iſt der tiefſte Gehalt des Rätegedankens. So ſieht die Diktatur
des Proletariats in Wirklichkeit aus. alſo ganz anders, als
mancher Beamte ſie ſich gedacht hat. Jn dieſen Gedanken wiſſen
wir uns eins mit den Arbeitern der ganzen Welt. Die Un-
abhängige Sozialdemokratie wird verfechten im
Wahlkampfe im Reichstage und in allen anderen Kämpfen, die wir
noch durchzufechten haben werden. (Lebhafter Beifall.

Jn der Beſprechung erhielt als erſter Herr Kunzemann,
ein ausſichtsloſer Reichstagskandidat der Rechtsſozialiſten. das Wort
und vehauptete, daß nach der Revolution die „alte“ fozialdemo-
fratiſche Partei als einzige für die Beamten eingetreten ſei. Jndes
ſtieß ſeine Behauptung, daß für die Beamten ſeit der Revolution
Großes erreicht ſei. auf den ſtürmiſchen Widerſpruch der ganzen
Verſammlung. Auf einen Zwiſchenruf. daß Noske daran ſchuld ſei.
wenn für den Sozialismus nichts erreicht worden wäre. ſtimmte der

e
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witz, Biſchoff,

Diskuſſionsredner zu. daß Noske allerdings einen großen Teil
Schuld auf ſich geladen habe. Genoſſe Nilius wußte dem
Rechtsſozialiſten ſchlagfertig zu erwidern. Wenn Kunzemann un
vorwirft. daß wir nicht in der Regierung geblieben ſind. hätte er auch
ſagen müſſen, weshalb wir aus der Regierung ausgetreten ſind.
Die Beamten und Angeſtellten ſind an der Sozialiſierung ſtark
intereſſiert. die die Rechtsſozigliſten abgelehnt haben. Daher wähle
jeder Benmte. der den Aufſtieg ſeiner Berufsklaſſe wünſcht. am
6. Juni die Partei die für den Sozialismus eintrilt, die Un
abhängige Sozialdemotraliſche Partei, in unſerem Bezirk die Liſte
Kunert-Koenen-Düwell. Darauf nahm Genoſſe Bock
das Wort. Herr Kunzemann ſprach gleichſam in eigener Sache. da
er ja Kandidat der Partei iſt, die man heute als Minderheitsſoziag-
liſten. wenn nicht gar als minderwertige Sozialiſten anſprechen!
tann. Die letztere Bezeichnung wußte der Diskuſſionsredner durch

der
Sozialismus zu rechtfertigen.

Volks

eine vernichtende Kritik an treffenden Beiſpielen aus der Kriegs-

Wir machen den Rechtsſozialiſten
den Vorwurf, daß ſie im November 1918 die Situation nicht

heauftragten hätten vielleicht in der Regierung vleiben konnen, wenn

und Revolutionspoſitik und den Sünden der Rechtsſozialiſten am

icht ſo
genntzt haben, wie es notwendig geweſen wäre. Unſere

wir ebenſo grundſatzlos geweſen waren wie die Rechtsſozialiſten.
So konnten ſie aber nicht in einer Regierung mit „Sozialiſten“
bleiben. die jeden Augenblick bereit waren, ihre Hände mit Prole
tarierblut zu beflecken. Und wie es begonnen hatte. ſo wurde es
fortgeſetzt. Gemeinſam mit der Regktion haben die
Rechtsſozigaliſten Tauſende von Proletariern er
morden laſſen. Punkt für Punkt des Erfurter Programms.
das angeblich für ſie noch Geltung hat, haben die Rechtsſozialiſten
bei der Verfaſſungsberatung aufgegeben, was an Hand des Erfurter
Programms glänzend nachgewieſen wurde. Um nur ein Beiſpiel
zu nennen, die Todesurteile und ſtandrechtlichen Erſchießungen im
Ruhrrevier ſind geſchehen im Namen der rechisſogigliſtiſchen Regie
rung. Wenn wir das alles an unſerem geiſtigen Auge vorüberziehen
laſſen. dürfen wir zuſammenfaſſend behaupten, daß die Rechts
ſozialiſten die Revolution verraten und geſchändet haben. Wer die
Durchführung der Sozialiſiernng wünſcht, kann für dieſe Partei
nicht mehr ſtimmen, der kann nicht anders, als am 6. Juni die
Liſte Kunert wählen.

Jm Schlußwort unterſtrich Genoſſe Werk meiſter die Aus
Die weiblichen Beamten wies er

darauf hin. daß die Rechtsſozialiſten ihnen bei der Beratung der
Beamtenbeſoldungsreform nicht die Gleichbercchtigung mit den
männlichen Kollegen zugeſtanden haben. An alle Beamlen und An-
geſtellten aber ergeht der Ruf: Schließen Sie ſich uns an. treten
Sie ein in unſere Reihen, um nach ſozigliſtiſchen Grundſätzen an
dem allgemeinen Wohl des deutſchen Volkes mitzuarbeiten.

Der gegen Schluß der Verſammlung noch eingetroffene Abgeord
nete Genoſſe Koenen richtete mit freudigem Beifall begrüßt, noch
einige Worte an die Verſammlung in denen er darauf verwies, da
Beamte und Angeſtellte, die ſich voljitiſch bewährt haben, genau wie
die anderen Bewerber auf unſere Liſte geſetzt werden. Die Kon-
zeſſionspolitik der übrigen Parteien machen wir jedoch nicht mit.
Die von den gegneriſchen Parteien gemachten Verſprechungen werden
ſa doch nicht gehalten. wie der noch beſtehende Mangel eines freien
Beamtenrechts beweiſt. Ein ſoziales Gewiſſen war in der National-
verſammlung nur bei dem kleinen Häuflein der Ungbhängigen
Partei vorhanden. Oh die Beamten für uns ſtimmen oder njcht,
wir treiben unſere Politik non grundſätzlichen Standpunkt aus und
daher müſſen wir als Sozialiſten deren Intereſſen vertwreten. Eine
wirkliche Beſſerung werden wir jedoch erſt erreichen können. wenn
die Beamten ihre Klaſſenlage erkannt haben und ſich mit den Hand
arveitern zuſammenſchließen. Da wir unſere Politik grundſätzlich
treiben. ohne auf Stimmenfang auszugehen haben wir die Hoff
nung, daß unſer Ruf immer mehr in die Reihen der Angeſtellten
und Beamten dringen wird. Der Beamte iſt ein Schaffender genau
wie der Arbeiter, auch auf ihm beruht das Gefüge des Staates.
Daher ſollten die Beamten die Schenklappen ablegen; der Geiſt der
Bureaukratie muß heraus aus den dumpfen Amtsſtuben und be-
ſonders aus den Köpfen. Für alle ſollte es jetzt heißen: Aufwärts,

rorwärts, zum Sozialismus! J JDer Verſammlungsleiter. Genoſſe Hildebrandt, ſchloß mit
dem Appell, für zahlreichen Beſuch der nächſten Veranſtaltungen
der Partei zu werben.

Am nächſten Donnerstag, den 27. Mai findet eine öffentliche
Frauenverſammlung, mit der Genoſſin Wackwitz (Weißenfels
als Referentin ſtatt; am Sonntag den 30. Mai wird Rektor Holtz
(Aſchersleben) über Beamiten und Angeſtelltenfragen reden, und am
Dienstag, den 1. Juni, ſpricht Genoſſe Breunig (Frankfurt a. M.
für die Beamten aller Kategorien, ganz beſonders aber für die Eiſen

bahner, l

Halle (Saale), 20. Mai 1920.,

Franzöſiſche und deutſche
Regierungsſchande
vor der Nationalverſammlung.

Die Schlußſitzungen der Nationalverſammlung
geſtalteten ſich noch recht lehaft. Jn der Mittwoch-Sitzung fand
zunächſt eine längere Ausſprache über den ſogenannten Reichs
ausgleich ſtaft, ein Geſetz, das die Entſchädigung derjenigen regelt,
deren Vermögen durch den Krieg geſchädigt worden iſt. Es folgte
dieſem Geſetze die Vorlage über die Aufhebung der Mili-
tärgerichtsbarkeit.

Die Donnerstag Sitzung begann mit einer Reihe Jnter-
pellationen, die ſich hauptſächlich an das Ausland richteten. Eine
Interpellation über die Zuſtände in Eupen-Malmedhy, über
polniſche Trangſalierungen und eine andere über die Verwen-
dung farbiger franzöſiſcher Truppen im Be-
ſatzungsgebiet. Zu der letzten Jnterpellation ſprach auch die
Genoſſin Zietz. Bei aller Kritik an den dort herrſchenden Zu
ſtänden unterließ ſie nicht, darauf hinzuweiſen, welche verrohende
Wirkung der Krieg und der Militarismus im allgemeinen nach
ſich zieht, und daß auch europäiſche Truppen und während der
Kriegszert auch ſicher deutſche ſich Verbrechen in Feindesland
ſchuldig gemacht haben. Dieſe Ausführungen vaßten den Koali-
tionsparteien freilich nicht in den Kram. Sie ſtörten die mit der
Interpellation beabſichtigte Demonſtration und deshalb entſtand
eine ebenſo lärmende wie künſtliche Entrüſtung. Es fehlte auch
nicht an Ordnungsrufen. Die Genoſſin Zietz, die ja nicht zum
erſten Male ſolchen Sturm in der Nationalverſamanlung erlebt,
verſtand ihm ſtandzuhalten.

Dann kam der von einigen Rechtsſozialiſten mitunterſchriebene
Antrag der unabhängigen Fraktion, den Belagerungs-
auſtand in ganz Deutſchland ſofort agaufzuheben.
Genoſſe Henke begründete den Antrag und ſchilderte in großen
Zügen die elenden politiſchen Zuſtände, wie ſie ſich unter dem Ve-
lagerungszuſtand herausgebildet haben. Er zeigte an den Zu-

im Ruhrrevier, was der Belagerungszuſtand möglich
macht. wies auf die dort gefällten Todesurteile und die Tätigkeit
der Schandjuſtiz hin, die Hunderte von Arbeitern in die Gefäng-
niſſe wirft, weil ſie dafür geſorgt haben, daß der KappPutſch
niedergerungen und die Regierung ihre Plätze wieder einnehmen
konnte. Henke verwies ferner auf Bayern, das heute ein
Sammcipuntft der Gegenrevolution iſt; dort halten ſich die Lütt-

Bauer und andere gegenrevolutionäre Mili-
tars auf und ſpinnen anſcheinend die Fäden zu einem neuen
Putſch mit Unterſtützung der bayeriſchen Reaktion. Er verlangte,
daß die Regierung ſofort den Belagerungszuſtand aufhebe.

Für die Rechtsſozialiften gab der Abgeordnete Loebe die kurze
Erklärung ab, daß ſie für den Antrag ſtimmen würden. Der
Zentrums -Arbeiterſekretär Gilſing und der Demokrat
Schulze-Gävernitz dagegen erklärten veide, daß ihre Parteien
fir die Beibe haltung des Belagerungszuſtandes
einträten.

Jn ſeinem Schlußwort geißelte Genoſſe Henke recht kräftig das
Verhalten des Zentrumsarbeiters, des demokratiſchen Partei
redners und des demokratiſchen Miniſters. Seine Hiebe fielen
hageldicht und der Herr Miniſter Koch rückte immer unrubiger auf
ſeinem Platze herum, aber er antwortete nicht mehr.

Jn der Abſtimmung erhoben ſich die Rechtsſogialiſten und Un
abhängigen geſchloſſen für die Aufhebung des Belagerungs
zuſtandes, während Demokraten, Zentrum und die Rechtsparteien
gegen den Antrag frinmwn. Da aber die Rechtsſozioliſten ſehr
ſtark vertreten waren, wurde der Antrag angenommen. Als der
Präſident das Reſultat verkündete, ſtürzte Miniſter Koch ganz ver-
ſtört herunter zu feinen Parteifreunden, um ſich mit denen heftig
auscinanderzuſetzen. Aach der Verfaſſung iſt der Belagerungs-
zuſtand nämlich aufzubeben, wenn die Nationalverſammlung das
beſchließt, und nun bleibt Herrn Koch nichts anderes übrig, als den
Belogerungszuſtand tatſächlich aufzuheben oder zurückzutreten.

Der nächſte Punkt der Tagesordnung war die Abſtimmung zum
Fall Braß. Es handelt ſich um den Antrag des Oberreichs-
anwalts, die Jmmunität des Genoſſen Braß aufzuheben, um gegen
ihn eine Strafverfolgung wegen Landesverrats durchzuführen
Die Entſcheidung konnte vor den Wahlferien nicht gefällt werden,
weil damals das Hans veſchlußunfähig war.
Abſtimmung erhoh ſich dieſelbe Mehrheit gegen die Auslieferung
des Genoſſen Braß, die für die Aufhebung des Belagerungszuſtands
geſtimmt hatte. Trotzdem erklärte der Präfident, das Bureau
bleibe zweifeldaft. Es erfolgte wieder Hammelſprung. Reſultat:
98 Stimmen für Auslieferung, 107 Stimmen gegen die Ausliefe-
cung. und damit zeigte ſich, daß das Haus wieder beſchlußunfähig
war, denn es gehören zur Beſchlußfähigkeit 211 Abgeordnete. Wahr
ſcheinlich wird nun vor den Neuwahlen der Fall Braß endlich
Ruhe haben.

t a 9ſtanden

Sitzungsbericht.
Die Regierung erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung der

Interpellation Löbe (Soz.) und Genoſſen betreffend die
Verwendung farbiger Truppen in den beſetzten Gebieten
bereit.

Abg. Frau Roehl (Soz.): Wir wenden uns nicht gegen die
ſchwarzen Menſchen als ſolche, denn wir Sozialdemokraten lehnen
getreu unſerem Programm jeden Raſſenhaß ab. Aber wir wiſſen,
daß die Sitten und Gebräuche bei uns im Abendlande eben anders
ſind und daß die Kulturſtufe jener Raſſen unmöglich mit unſerer
verglichen werden kann. Die entſetzlichen und ſchauderhaften Vor
kommrniſſe, die zu unſerer eKnninis gekommen ſind, zwingen uns
dazu, flammenden Proteſt zu erheben. Frankreich und Belgien
ſind und bleiben die Schuldigen. (Sehr richtig! bei der Mehrheit.
Wir richten den dringenden Appell an die Regierung, alles zu tun,
um die betroffenen Länder von dieſer Geißel zu befreien. Und wir
wenden uns an die Frauen aller Kulturländer und an alle Frauen
der Welt, daß ſie uns unterſtützen gegen die kulturwidrige Ver
wendung dieſer farbigen Truppen, damit wir befreit werden von
dieſen unwürdigen Zuſtänden.

Reichsminiſter des Auswärtigen Dr. Köſter: Die günſtigen
Meldungen der letzten Tage über die Dislozierung der farbigen
Truppen bewahrheiten ſich leider nicht. (Hört, hört!) Es liegen
in Mainz und Worms noch zwei ſchwarze Senegalregimenker,
in Ludwigshafen und Germersheim ein Bataillon ge
miſchier gelber Truppen, im übrigen beſetzten Gebiet noch 16 Regi
menter Algerier, Marokkaner und Sudaneſen. (Lebhaftes Hör?,
hört Ohne alle Uebertreibung müſſen wir vor der Oeffentlich-
keit feſtſtellen, daß die Verpflangung von ungefähr 50 000 farbigen
fremdraſſigen Truppen in das Herz des Weißen Europa ein Ver
gehen am Geſamteuropa iſt. Wer ſchon im Kriege die von Frank-
weich beſonders gebrauchte Verwendung farbiger Truppen ein ge
fährliches und auch von vielen Außerdeutſchen verurteiltes Experi-
ment, ſo iſt die Verwendung er Truppen jetzt na Frie ens
ſchluß gegenüber einer friedlichen Bevölkerung nichts als ein Ver
hrechen. Die fortgeſetzten Gewalttätigkeiten, die Ermordun
loſer Bürger, Vergewaltigung von Frauen, Mädchen und naben,

Jn der heutigen
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dad rieſenhafte Amwachſen der Proſtitution, die Einrichtung
reicher VBordelle den kleinſten Städten, ſowie die rapide
Ver von Geſchlechtskrankheiten ſchlimmſter Art, (Hört,
hört!) ſie ſtellen eine Politik Frankreichs gegen Deutſchland dar,
die man nur als eine rückſichtsloſe und mit allen Mitteln geführte

Kriegsführung mitten im Frieden bezeichnen kann.
ie deutſche Regierung konſtatiert, daß auch im neutralen Ausland

Männer und Frauen dieſem „ſchwarzen rn wie es eine
ſchwediſche Zeitung nennt, ihre Aufmerkſamkeit zuguwenden be
ginnt. Vielleicht machen dieſe aus Amerika, England, Schweden
und Norwegen kommenden Proteſte etwas mehr Eindruck al die
immer wiederholten Einſprüche, die die deutſche Regierung ſeit der
Beſetzung bei der franzöſiſchen Regierung eingebracht hat. Wir
wenden uns an die Oeffentlichkeit Welt, wir wenden uns an
den Völkerbund, um unſere Brüder im Weſten von dieſem furcht-
baren Joch zu befreien. Jetzt, wo die Nationalverſammlung zu
Ende geht, wollen wir unſeren Brüdern im Weſten noch einmal
ſagen, daß wir mit ihnen leiden, hoffen und arbeiten wollen, auf
daß dieſe Zuſtände aufhören und wir baldmöglichſt einer Geſamt-
defreiung des beſetzten Gebietes entgegengehen. (Lebh. BVeifall.)

Abgeordnete Zietz (Unabh. Soz.))
Wir fordern die Jnterpellanten auf, unſere franzöſiſchen Brüder

im Kampfe gegen ihren Militarismus dadurch zu unterſtützen, daß
ſie für die Einhaltung der deutſchen Militärverpflichtungen des
Friedensvertrages ſind. (Sehr richtigl b. d. US.) Denn nur der
Militarismus, der alle wilden Jnſtinkte losläßt, trägt die Ver
antwortung für die auf dem beſetzten Gebiet ruhende Laſt. Warum
hört man aber nichts von der Auslieferung der deutſchen Kriegs
ſchuldigen, warum iſt es immer noch möglich, daß die Zeitungen
Werbeaufrufe für Freikorps bringen? Wenn das unmöglich ge
macht wird, dann hat die franzöſiſche Regierung ſicher ein Ein-

um die geſamte Beſetzung des Gebietes aufzuheben. Wir
fönnen dieſen Entrüſtungsrummel nicht mitmachen, denn es ver
virgt ſich hinter ihm doch nur

eine neue Völkerverhetzung.
(Sehr richtig! b. d. US. Unruhe bei der Mehrheit. Warum
hat denn die Mehrheit dieſes Hauſes nicht gegen die deut-
ſchen Greueltaten in den Kolonien oderin China
proteſtiert? Es ſind von deutſchen Soldaten genau dieſelben Ver-
brechen wie im beſetzten franzöſiſchen Gebiet begangen worden,
(Zurufe: Gemeinheitl! Unerhört! Lärmende Pfui-Rufe.) wie
die heute vorgetragenen. Die deutſche Kolonialpolitik
iſt eine ununterbrochene Kette von Verbrechen
gegen die Schwarzen. (Anhaltender Lärm. Die bürger-
lichen Abgeordneten verlaſſen den Saal.) Schuld ſind alle kavpi-
taliſtiſchen Regierungen, wenn dieſe Leute in der Kultur zurück-
gelilieben ſind. Als Sozialiſten ſind wir gegen alle Ausnahme-
beſtimmungen, gegenüber allen Klaſſen, gegenüber allen Raſſen.
Wir verlangen alſo, daß die deutſche Regierung alle militäriſche
ſFe ſtimmungen des Friedensvertrages ſtreng einhält und dann bei
der franzöſiſchen Regierung vorſtellig wird, die geſamte Beſetzung

zuheben. (Beifall b. d. U. S. Ziſchen.)
Ahg. Frau Mende D. Vp.): Den Schwarzen geben wir gar

nicht die Schuld, ſondern der franzöſiſchen Kulturnation, die ſie
uns geſchickt hat. Die Frauen der Nationalverſammlung waren
geſtern einmütig mit dem von Frau Roehl geäußerten einverſtan-
den und ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Ahg. Frau Zietz (US.) Es iſt eine vollſtändige Verdrehung der
Tatſachen, daß ich die Vorgänge gutgeheißen hätte. (Zuruf: Aber
entſchuldigt. Unruhe.) Jch verurteilte Brutalitäten,
ob ſie von Weißen oder Schwarzen kommen.

Damit ſchließt die Ausſprache.
Abg. Laverrenz (Dan.) begründet die

gemeinſame Jnterpellation aller Parteien mit Ausnahme der
Unabhängigen über die Maßnahmen der internationalen

Schleswig Kommiſſion.
Dieſe hat nach Berichten der Preſſe in der erſten Abſtimmungs-
zone von Schleswig bereits däniſche Geſetze und die däniſche
Kronenwährung eingeführt, obwohl der ſtaatsrechtliche Uebergang
dieſes Gebietes an Dänemark noch nicht vollzogen und insbeſondere
die Grenzen gegen Deutſchland noch nicht feſtgeſetzt ſind. Gegen
die Abtretung der vier rein deutſchen Gemeinden an der Grenze
zwiſchen der erſten und zweiten Zone will die Bevölkerung unter
Umſtänden mit dem Mittel der Arbeitseinſtellung
kämpfen.

Reichsminiſter des Aeußern Dr. Köſter: Die in der Jnter
vellation angeführten Tatſachen ſind, ſoweit ſie die erſte Zone be
treffen, richtig. Von heute an wird in der erſten Zone die Kronen
währung in Kraft treten. Es hat für uns keine Möglichkeit ge
geben, einen Aufſchub dieſer Maßnahme durchzuſetzen. Wir wiſſen,
daß heute die Entſcheidung über die Grenzen Nordſchleswigs in
Paris bereits gefallen iſt. aber wir wiſſen noch nicht, wie ſie aus-
ſieht. Nach den früheren Abmachungen mit der däniſchen Regie
rung ſollten die Zölle und die Währung vor der Hand unverändert
bleiben. Dieſe gerade Linie ſcheint man ſeitens der internationalen
Kommiſſion oder ſeitens der däniſchen Regierung verloren zu
haben. Wir haben ſofort in Paris proteſtiert und am 11. Mai eine
Note überreicht. Als trotzdem die Entſcheidung kam, haben wir
noch einmal in Flensburg bei der internationalen Kommiſſion
einen Proteſt übergeben laſſen und von dieſem Schritt in Paris
Mitteilung gemacht. Alle unſere Verſuche, den Herren der Kom
miſſion die Unklugheit und Unzuläſſigkeit der Maßnahmen klar-
zumachen. hatten jedoch kein Reſultat. Das Recht iſt in dieſem Fall
unzweifelhaft auf unſerer Seite, aber leider nicht die Macht zur
Durchführung dieſes Rechts. Wir müſſen die unrechtmäßige Maß-
regel hinnehmen, müſſen aber ausſprechen, daß wir ſie als Rechts
beugung empfinden. Die Gefahr iſt, daß die Kronenwährung nach
Flensburg hinübergreift und dort zu phantaſtiſchen Preiſen führt.
Wir haben erreicht, daß im Süden der erſten Zone eine faſt her
metiſche Abſchließungslinie errichtet wurde, da eine Zoll-Linie an
der Königsau nicht mehr möglich war. Ferner iſt uns gelungen,
die Kommiſſion zu überzeugen, daß, wenn die erſte Zone wirtſchaft
lich an Dänemark fällt, die zweite wieder feſt am das deutſche Wirt-
ſchaftsgebiet angeſchloſſen werden muß. Bisher herrſchte nämlich
auch dort die internationale Kommiſſion mit ihrem Wirtſchafts
ſyſtem. Auch in Paris hat die Regierung alles getan, um den däni-
ſchen Anſprüchen entgegenzutreten. Wir haben den beſten Sach
verſtändigen aus Nordſchleswig, Tietje, nach Paris geſchickt. Er
hat alles getan, was möglich war. Bald wird ja die internationale
Kommiſſion das Land verlaſſen Wenn der Oberſte Rat in Paris
die vier umſtrittenen Kirchſpiele an Dänemark gibt, wird in
Deutſchland keine Ruhe ſein, bis dieſe unzweifelhaft deutſchen Ge
biete wieder mit uns vereinigt ſind.

Eine Beſprechung der Interpellation wird nicht beantragt.
Das Deutſchtum im Oſten.

Abg. Pohl mann (Dem.) begründet eine Jnterpellation, die
Abhilfe gegen die Verletzung des Friedensvortrags in den an Polen
abgetretenen Gebieten und in Oberſchleſien verlangt und zu dem
Zweck auch wirkſame, wirtſchaftliche Maßnahmen fordert. Die
Rechte der Bevölkerung in dem ehemaligen deutſchen Oſten werden
entgegen dem Friedensvertrage andauernd aufs ſchwerſte verletzt.
Das Bemühen tritt hervor, den Deutſchen zur Abwanderung nach
dem Weſten zu nötigen.

Reichsminiſter des Auswärtigen Köſter: Die Reichsregierung
iſt entſchloſſen, gegen die Polen alle möglichen Druckmittel auf wirt
chaftlichem Gebiet anzuwenden, um ſie zur Einhaltung der über-
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38 gt die Interpellation des Zentrums über
die Zuſtände in den Kueiſen Eupen-Malmedy.

Abg. Frau Hermih (Zir.): Trotz der hier erhobenen Proteſte
beſtehen die ungerechten Verfügungen der r in
Eupen, Malmeddy, die eine ungeheuerliche Härte für die be
troffenen Perſonen darſtellen, unabgeſchwächt weiter. Was wird die
e tun, um die Uebergriffe der belgiſchen Behörden endlich

uſtellen.
Reichsminiſter des e Dr. Köſter Jn der belgiſchen

Kammer iſt kürzlich eine
Malmedhy verhandelt worden. bei ſich wie ein roter Faden
durch die Auseinanderſetzungen die daß es fich um die
Wiedervereinigung von Eupen-Malmedhy mit Belgien handele. Dieſe
Anſchauung enytbehrt jeder tatſächlichen Grundlage. Nun hat der
belgiſche Miniſter des Aeußeren bei dieſer Gelegenheit die Behaup-
tung aufgeſtellt, daß die von uns über das belgiſche Vorgehen in
EupenMalmedy vorgebrachten Klagen unberechtigt ſeien. Dem-
gegenüber betone ich mit allem Nachdruck, daß die deutſche Regierung
ihre Behauptungen nicht leichtfertig aufgeſtellt hat, ſondern über
amtliche belgiſche Befehle verfügt betreffend Entziehung von Lebens-
mittelkarten und ähnliche Zwangsmaßnahmen. Es haben ſich die
Schikanen und Uebergriffe in den letzten Tagen ſogar vermehrt,
indem die belgiſchen Behörden begonnen haben, alle Perſonen, die
ſich nach dem 1. Auguſt 1914 in den Kreiſen niedergelaſſen haben,
mit achttägiger Friſt auszuweiſen. (Hört. hört!) Zwei Noten ſind
von uns der Friedenskonferenz und dem Völkerbund vorgelegt wor
den. Bisher hat nur der Völkerbund geantwortet, daß er gegen
wärtig nicht eingreifen könne, ſondern dazu erſt in der e ſei,
wenn das Ergebnis der Volksbefragung vorliege. Auf die übrigen
Punkte der Jntervellation wird die Regierung antworten, ſobald es
techniſch möglich iſt.

Auf die Jnterpellation der Abgg. Schul tz (Dn.) und Dr.
Heinze (D. Vp.), die darüber Beſchwerde führt, ſeitens
verſchiedener Miniſterien den Beamten zum 1. Mai Urlaub
unter Fortzahlung des Gehalts gewährt wurde, ant
wortet der

Reichsarbeitsminiſter Schlicke: Die Regierung iſt bereit, die
Interpellation innerhalb der geſchäftsordnungsmäßigen Friſt zu
begntworten. (Lachen und Unruhe.)

Abg. Schul tz Bromberg (Dn.): Wenn die Regierung heute
nicht antworten will, wo wir auseinandergehen, ſo iſt das nur ein
Zeichen, daß ſie ein ſchlechtes Gewiſſen hat.

Abg. Mittelmann (D. Vp.): Das Verhalten der Re r
iſt ein Schlag in das Geſicht der Nationalverſammlung. (Beifa
rechts, Unruhe links.)

Präſident Fehrenbach: Der Gegenſtand der Tagesordnung
iſt erledigt. (Abg. Mittelmann: Dieſe Regierung wird weg-
gefegt werden.)

Es folgt der Antrag der Abgg. Geyher (US.), Scheidemann
(Soz.) und Genoſſen auf

ſofortige Aufhebung des Ausnahmezuſtandes
in allen Teilen des Reiches.

Abgeordneter Henke (Anabh. Soz.)
Keine Partei wird wohl einen Zuſtand aufrechterhalten wollen.

der die Wahlfreiheit illuſoriſch macht. Alle Parteien müſſen dafür
Sorge tragen, daß jede Partei in der Lage iſt, unter gleichen Be
dingungen den Wahlkampf zu führen. Aber es iſt leider bei der
Mehrzahl der Parteien der Geiſt der Rückſtändigkeit herrſchend, der
heute noch den Ausnahmezuſtand aufrechterhält. Die zahlreichen
Zeitungsverbote, die meiſt vollkommen grundlos ſind,
ſchwächen unſere Kraft im Wahlkampf entſcheidend.

Politiſche Todesurteilo
werden unter dem Ausnahmezuſtand gefällt und von einem ehemalig
ſozialdemokratiſchen Parteimitglied beſtätigt. (Sehr richtigl) Be-
lagerungszuſtand und Willkür iſt untrennbar miteinander ver-
bunden. Der Belagerungszuſtand iſt ein Machtinſtrument in den
Händen der Reaktion, wie das bayeriſche Beiſpiel deutlich beweiſt.
Einzelne Regierungsleute, wie der Berliner Polizeipräſi-
dent und der Staatskommiſſar Weißmann haben ſich
ebenfalls für Aufhebung des Ausnahmezuftandes ausgeſprochen.
Wenn eben die Reichsregierung hierin verſagt, wie ſie überall ver-
ſagt hat, dann muß die Nationalverſammlung handeln und unſeren
Antrag annehmen. (Beifall ben den US.)

Abg. Löbe (Breslau) (Soz.): Eine große Anzahl meiner
Freunde hat den Antrag unterſchrieben, ohne ſich aber mit der hier
vorgetragenen Begründung zu identifizieren. Auch wir wollen
keine Reickstagswahlen unter dem Ausnahmezuſtand; wir glau-
ben, daß es möglich ſein wird, auch ohne Ausnahmezuſtand Ruhe
und Zrdnung aufrechtzuerhalten.

Reichsminiſter des Jnnern Koch Die Regierung bedauert, daß
es nicht möglich iſt, noch vor den Wahlen den Ansnahmezuſtand
aufzuheben. Noch heute ſind von der äußerſten Linken und der
äußerſten Rechten Gefährdungen der Sicherheit des Staates zu be
fürchten. Die Regierung trägt die größten Bedenken der bayeriſchen
Landesregierung in den Arm zu fallen, wenn es ihr notwendig
erſcheint, den Ausnahmezuſtand aufrechtzuerhalten.

Die Abgg. Hilſing (Ztr.) und Dr. v. Schul ze-Gaever-
nitz (Dem.) ſtimmen den Ausführungen des Miniſters bei.

Abg. Henke (US.): Jch ſtelle gegenüber dem demokratiſchen
Vorwurf feſt, daß gerade heute in Deutſchland eine Minderhekt
regiert. (Sehr richtig! b. d. US.) Die Ausführungen des chriſt-
lichen Arbeitervertreters Hilſing ſind nur dazu angetan, den Zen-
trumsarbeitern endlich die Augen zu öffnen. Kein Spießbürger
könnte anders reden. Die Demokraten reden von Demokratie und
Republik, in Wirklichkeit iſt es ihnen aber nur um ihre kapita-
liſtiſche Jntereſſen zu tun. Heute mehr wie je iſt der Ausnahme-
ſtand nur ein Kampfmittel gegen die Arbeiter. (Beifall bei
den US.)

Der Antrag wird hierauf mit den Stimmen der beiden ſozia-
liſtiſchen Parteien angenommen.

Es folgt die Abſtimmung über den Antrag des Geſchäftsord-
nungsausſchuſſes auf Erteilung der Genehmigung zur Strafver-
folgunrg gegen den Abg. Braß (US.). Da die Abſtimmung zunächſt
zweifelhaft bleibt, iſt Hammelſprung di er ergibt 109
Stimmen gegen die Strafverfolgung, 98 für. Das Haus iſt alſo
nicht beſchlußfähig. Präſident ehrenbach ſchließt um
342 Uhr die Sitzung und vertagt ſie auf 224 Uhr.

178. Sitzung.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung. Jm Saale ſind

nur etwa 50 Abgeordnete. Ohne Ausſprache ſtimmt das Haus der
Erweiterung der Verordnung über eine militäriſche Amneſtie, ſo-
wie dem Geſetzentwurf über die Entſchädigungsanſprüche verhaf-
teter oder verurteilter Elſaß-Lothringer zu. r Finanzminiſter
wird ermächtigt, zur Uebernahme der Staatsbank 18 Milliarden
im Wege des Kredits überflüſſig zu machen. Angenommen wird
die Vorlage über die Beendigung des Kriegszuſtandes zwiſchen
Deutſchland und Cofta Rieg, ferner das Geſetz über die patentamt
lichen Gebühren und die Vorlage über den Perſonenſtand, wonach
auch weibliche Perſonen zu Standesbeamten beſtellt werden können.
Der Einſpruch des Reichsrats gegen die Gewährung von 500 000
Mark an die Univerſität Leipzig wird dem Verfaſſungsausſchuß
überwieſen. Reichshaushaltsrechnungen und Berichte der Reichs
ſchuldenkommiſſion und des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft werden
erledigt:? Der Verordnung über den vorbereitenden Reichswirt-
ſchaftsrat wird ohne Ausſprache zugeſtimmt, ebenſo der Verord-

nommenen Verpflichtungen zu beſtimmen. Für den Zweck iſt ſeit
mehreren Wochen gegenüber einer Reihe von Ausfuhrbewilligungen
größere Zurückhaltung geübt und die Ausfuhr wichtigerer Artikel
nur auf Kompenſationsvertrag bewilligt worden. Daß eine weit
verzweigte Aufruhrorganiſation beſteht, iſt Tatſache und wurde der
Jnteralliierten Kommiſſion mitgeteilt.
Rechtspflege ſind richtig und die Richter, die ihre Tätigkeit ein
geſtellt haben, bedienen ſich nur eines Rechtes,
Friedensvertrag ausdrücklich zugeſteht. Die Verteilung der Kohlen
hat der Wiedergutmachungsausſchuß in Paris für ſich in Anſpruch
genommen. Er kann aber nach dem Vertrage nur beſtimmen, wie
viel Kohlen Deutſchland zu liefern hat, und hat nicht das Recht,
über die Lieferung von Kohlen aus beſtimmten Kreiſen Deutſchlands
zu verfügen. Die Regierung hat daher Einſpruch erhoben. Ueber

Auch die Eingriffe in die

das ihnen der

nung über die Heraufſetzung des Grundlohnes um die Ausdehnung
der Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung.

Es folgt die Beratung über das Abkommen mit der ruſſiſchen
Sowjet Republik über die Heimſchaffung der beiderſeitigen Kriegs-
gefangenen und Zivilinternierten.

Abg. Henke (US.): Wir unterſtützen alles was ſich mit der Heim
be förderung von Kriegsgefangenen beſchäftigt. Wir NUnabhängigen
blicken mit beſonderer Erwartung nach Rußland, denn Sowjet-
Rußland hat vorſucht, den Sozialismus durchzuführen. Darum
hoffen wir, daß dieſes Abkommen der Anſtoß zu ähnlichen Verhand
lungen ſein wird.

Abg. Scheidemann (Soz.): Der Geſetzentwurf iſt genau
nach beiden Seiten hin geprüft und wir gehen mit dem Vorredner
darin vollkommen einig, daß auch wir mit Rußland in durchaus

Faders wied zurscit derhandelt. Das Ergebnis i a

nterpellation über die Lage in Eupen-

der lettiſchen Republik.
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2 Rechtsſozialiſten für den Ausnahmezuſtand.
Berlin, 21. Mai. (Eigene Drahtmeldung des HV.) Bei der

geſtrigen Abſtimmung über den Unabhängigen Antrag auf ſo-
fortige Aufhebung des Belagerungszuſtandes in der Nationalver-
ſammlung für den auch die Rechtsſozialiſten ſtimmten, blieben von.
dieſen ſitzen die Abgeordneten Rauch (Hannover) und Stolten
(Hamburg). Beide enthielten ſich auch der Stimmen bei der Ab-
ſtimmung über die Auslieferung unſeres Genoſſen Braß. Ez
wird die letzte Abſtimmung des Herrn Rauch geweſen ſein, denn
ſeine eigenen Genoſſen haben ihn nicht wieder aufgeſtellt!

Halle und Saalkreis.
Halle, den 20. Mai 1920

Wahlarbeit.
Wir ſtehen mitten im Wahlkampf. Alle gegneriſchen Partdeien,

einſchließlich der Scheinſozialiſten, ſind eifrigſt am Werke, die
Wähler und Wählerinnen auf alle nur mögliche Weiſe für ſich zu
gewinnen. Es iſt die Zeit der Verſprechungen und der Herabſetzung
der den Sozialismus fordernden Partei. Die Wähler ſollen m
den nationalen Phraſen benebelt werden, um ſie zur Sklimmabgabe
für die bürgerlichen Parteien zu bewegen. Jn welchem Lichte der
Sozialismus dargeſtellt wird und welcher Art die Druckerzeugniſſe
der Gegner ſind, dafür bietet der neueſte im GeneralAnzeiger ab
gedruckte Aufruf der Deutſchationalen einen treffenden Beweis.
Es heißt in dem von ſchwülſtigen Phraſen nur ſo ſtroſenden Pam-
phlet, daß der Feind für das beſitzende Bürgertum links ſteht.
„Von links kommen die Arbeitsſcheuen und die
roten Horden, die ruſſiſchen Horden und die Bol-
ſchewiſtem“ Welch einen Abſcheu muß jeder Spießer vor den
Sozialiſtew bekommen, wenn er dieſe unglaublichen Sätze lieſt.

Dem muß entgegengeurbeitet werden. Es muß verhütet werden.
daß die breiten Mhiſſen gegen ihr eigenes Jntereſſe ſich mißbrauchen
laſſen. Wir müſſen demgegenüber das wahre Geſicht der
kapitaliſtiſchen Parteien aufzeigen, müſſen den
breiten Maſſen gerade in der Wahlbewegung mehr denn je klar-
zumachen verſuchen, daß das Klaſſenintereſſe der nichtbeſitzenden
Bevölkerung dem der beſitzenden Klaſſen entgegengeſetzt iſt und die
Löſung nur im Sozialismus liegt.

Dieſe Aufgabe erfordert Arbeit, viel Arbeit. Mündlich
und ſchriftlich muß ſie erfolgen. Jetzt müſſen andere Fragen hinter
dieſer Aufklärungsarbeit zurücktreten. Jeder Genoſſe und
jede Genoſſin muß mithelfen, wo mr angängig. Bei
jeder Gelegenheit muß unſere Auffaſſung der bürgerlichen entgegen
geſetzt werden.

Die bürgerlichen Parteien arbeiten mit ins märchenhafte gehen
den Summem. Sie laſſen ſich die Wahl etwas koſten. Um den
„proletariſchen Machthunger“, der „ſeine prahleriſch angemaßte
Herrſchaft durch ſein bloßes Daſein dauernd bedroht“, noch wirk
ſamer zu bekämpfen, die „überwältigende Gefahr“ eines ſoztialiſti-
ſchen Sieges abzuwehren, haben die Halliſchen Kappiſten einem be
ſonderen deutſchnationalen Opfertag“ veranſtaltet.
Nach unwiderſprochen gebliebenen Meldungen hat für die Wahl zur
Nationalverſammlung allein das Bankkapital die nette Summe von
40 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. Auch für die Reichstags
wahl haben große Unternehmergruppen, einzelne kapitaliſtiſche
Unternehmungen und bekannte Kriegsgewinnler Hunderttauſende
geſpendet, um durch die reaktionären Parteien ihre Wahlgeſchäfte
betreibew zu laſſen. Flugblätter, Zeitungsanzeigemn koſten hente
ſehr viel Geld. Aber unſere Feinde fragen nicht nach Geld. Ein
Wahlſieg bringt ihnen alles wieder ein.

Unſere Partei hat ſolche Geldquellen nicht. Sie muß an die
Opferwilligkeit der Parteigenoſſen appellieren. Das iſt nicht leicht
in einer Zeit, in der die Arbeiterſchaft große Summen für die Opfer
des KappVerbrechens und die Klaſſenjuſtiz aufbringen muß. Aber
es muß ſein. Unſere Propaganda darf nicht deshalb unterbleiben,
weil wir nicht genügend Geldmittel haben. Dann würden wir den
Gegnern in die Hände arbeiten, ſie würden ſich vergnügt die Hände

Braß.

gewünſchten Erfolg hätte.
Wir müſſen alſo materielle Opfer auf uns nehmen. Zu

dieſem Zweck hat die Parteileitung Sammelliſten für den
Wahlfonds ausgegeben. Dieſe mit namhaften Beiträgen zu
zeichnen, muß ein Teil unſerer Wahlarbeit ſein. Ohne Geld können
wir keinen Kampf führen. Geld gehört zur Kriegführung. Und
deshalb ergeht an alle Genoſſen und Genoſſinnen die Aufforderung
Sorgt dafür, daß die Wahlfondsliſten ſchnell in Umlauf kommen
und gut gezeichnet werden.

Auf zur Flugblattverbreitung!?
Am Sonnabend und Sonntag findet in Halle und dem Saalkreis

wiederum eine Flugblattverbreitung ſtatt.
Parteigenoſſen! Wir ſtehen in einem Wahlkampf von einer Be

dentung wie nie zuvor. Dennoch klagen einzelne Diftriktsführer,
daß viele Genoſſen immer noch ihrer Pflicht, ihre Arbeitskraft zu
Parteiarbeiten zur Verfügung zu ſtellen, nicht nachkommen. Be
ſonders im Magdeburger Viertel (13. Diſtrikt) wird ſehr geklogt
über nicht genügende Beteiligung.

Genoſſen! Seid eingedenk eurer Parteipflicht. Jeder ſtellt ſich
am Sonnabend und Sonntag in den Diſtriktslokalen dem Diſtrikts
führer zur Verfügung.

Jndenhetze als Stimmenfang.
Seitdem die Deutſchnationale Volkspartei den wüſten Radau

antiſemitismus als Programmpunkt übernommen hat, wird in
Judenhetze allerhand geleiſtet. Auch jetzt verſucht man wieder,
unter demagogiſcher Ausnutzung der Tatſache, daß ein großer Teil
von Juden zu den Kapitaliſten gehören, die kapitaliſtenfeindlichen
Kreiſe des ſchaffenden Volkes auf die Juden zu hetzen. Die Ur-
ſache iſt für jeden nicht völlig Verblendeten klar Auf dieſe
Weiſe will man diejenigen kapitaliſtiſchenKreiſe, die keine Juden ſind, und das iſt natürlich, bei
der zahlenmäßigen Schwäche der Juden in Deutſchland (600 000
von 65 Millionen!) die ungeheure Mehrheit, alſo die „chriſtlichen“
Agrarier und Ausbeuter, die Schwerinduſtriellen, wie Stinnes
Thyſſen uſw., vor dem Sozialismus ſchützen. Man wirft dem
Volke mit dem Antiſemitismus einen Knochen hin, an dem es ſich
tot nagen ſoll, damit der eigentliche Kapitalismus erhalten wird,
der natürlich weder jüdiſch, noch chriſtlich, oder wenn die Herren
Raſſefanatiker es ſo wollen, weder ſemitiſch, noch germaniſch, ſon
dern international und in allen Raſſen und Religionen verbreitet
iſt. Mit der Judenhetze wollen gerade die Deutſch
nationalen Stimmen bekommen, die doch die Partei
der Grundrentner, der Großagrarier, der Bodenkapitaliſten ſind!
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Die eigentliche antiſemitiſche Hete betreiben dieſe Herrſchaften
übrigens unter beſonderer Flagge. Dafür iſt der
Schutz und Trutzbund“ da, der aus unbedannten, natürlich reattio-
när-kapitaliſtiſchen Quellen ſeine reichen Geldmittel erhält, mit
denen dann jene Schlammflut von Lügenflugblättern fabriziert
wird, die zehn Meilen vor dem Winde ſtinken und die ein anſtän-
r wahrheitsliebender Menſch höchſtens mit der Zange anfaſſen
ann.
Ein Wahlflugblatt gegen die Juden, das z. B. jetzt in Halle ver

breitet wurde, arbeitet mit den alten,
die man natürlich tauſendmal widerlegt hat, damit ſie zum zehn
tauſendſten Male wiederholt werden. Die Sozialdemokratie iſt
eine Judenpartei dieſe Phraſe wird immer und immer wieder
betont, weil hier der Hauptgrund dieſer antiſemitiſchen Agitation
liegt: Der Haß der Reaktion gegen den Sozialismus! Daß bei
der Aufzählung jüdiſcher ſozialiſtiſcher Führer nach Strich und
Faden gelogen wird, iſt ja bekannt. Liebknecht, Bauer, Geyer,
Lipinſki und andere, die keinen Tropfen jüdiſchen Blutes in den
Adern haben, werden da zu Juden gemacht. Sogar Lenin, der be
kanntlich in Wirklichkeit Uljanow heißt und einem echt ruſſiſchen
Adelsgeſchlecht entſtammt, wird zum Juden gemacht und ihm der
Kame Zederblum oder Lurje beigelegt. Was ſich nicht zum Juden
jügen läßt, iſt natürlich durch ſeinen Umgang verjudet. Das trifft
auf den Führer der Deutſchnationalen, Graf Weſtarp, der eine
jüdiſche Gattin beſitzt, offenbar nicht zu?
Die gemeinſte Verleumdung dieſer Sorte von Flugblättern iſt

die Behauptung, die Sozialdemokratie wolle das Bankkapital nicht
ſozigliſieren, ſie wolle die Banken und Börſen beſtehen laſſen. Das
iſt, wie jeder, der nur einen Schimmer von der ſozialiſtiſchen
Wiſſenſchaft hat, weiß, aufgelegter Schwindel. Aber es gibt ja
Dumme genug, die keine ſozialiſtiſchen Schriften leſen und dann,
ohne ſich ſelbſt von der Richtigkeit der Behauptungen zu überzeugen.
auf die Lügengeſchichten hereinfallen.

Die Halliſche Arbeiterſchaft iſt völlig immun gegen das Gift des
Antiſemitismus! Sie ſteht zum Banner des Sozialismus, aber
folgt nicht jenem Jrrwahn, der ſchon oft als „Sozialismus der
Dummen“ bezeichnet wurde. Sie will alle Kapitaliſten beſeitigen,
ob ſie Juden oder ſonſt was ſind, und wird dabei auch vor den reak-
tionären „deutſchvölkiſchen“ Antiſemiten nicht Halt machen, die in
Wirklichkeit genau ſo kapitaliftiſch intereſſiert ſind, wie die jüdiſchen
Bankiers und Händler. Andererſeits aber iſt der Ar-
beiterſchaft jeder ſozialiſtiſche Mitkämpfer lieb,
ober jüdiſcher, deutſcher oder anderer Abſtam-
mung iſt. Darum wende ſich jeder gegen den RadauAntiſemitis-
mus und kläre ſeine Arbeitskollegen und Bekannten darüber auf,
daß der Antiſemitismus das Schild iſt, hinter dem ſich die
Keaktion und der Weiße Schrecken verbergen!

Genoſſe Werckmeiſter verhaftet

Nachdem Genoſſe Werckmeiſter ſich geſtern abend nach Schluß
der Verſammlung zum Uebernachten in einen hiefigen Gaſthof be
geben hatte, wurde er heute vormittag zwiſchen 8 und 9 Uhr von
Kriminalbeamten im Gaſthof verhaftet und nach Magdeburg
in Schutzhaft abgeführt.

Dieſe ungeheuerliche Tatſache bedentet eine erneute Provokation
des Proletariats durch die Regierung und ihre Polizeigarde. Die
Halliſche Beamten und Arbeiterſchaft, deren Gefühlen Genoſſe
Werckmeiſter geſtern abend ſo treffend und ſachlich Ausdruck zu
geben wußte, verlangt Rechenſchaft, aus welchem Grunde die Ver
haftung vorgenommen wurde.

Weitere Spenden für den Wahlkampf. Die Ortsverwaltung des
Holzarbeiterverbandes hat in ihrer geſtern ſtatkgefundenen Sitzung
beſchloſſen, der Parteileitung der USP. zur Führung des Wahl
kampfes den Betrag von 1000 Mk. aus Mitteln der Lokalkaſſe zu
überweiſen. Dieſer Beſchluß iſt umſomehr zu begrüßen, da die Hol
arbeiter einen ſchweren Kampf hinter ſich haben und vielleicht noch
ſchweren Kämpfen entgegengehen.

Zum Schuhmacherſtreik! Jn der am Donnerstag im Geſell
ſchafthaus gutbeſuchten Schuhmacherverſammlung wurde ein ein
gehender Bericht vom Stande des Streiks gegeben. Dieſer iſt bis
zum Augenblick ein guter, wenn auch bisher an dem Starrſinn der
Innung, beſonders des Herrn Obermeiſters Arndt, alle Verſuche,
eine friedliche Löſung herbeizuführen, geſcheitert ſind. Dieſer Herr
möchte uns gar zu gern einen Tarifbruch anhängen, aber umgekehrt
wird ein Schuh daraus. Jeder Menſch muß zugeben, wenn Herr
Arndt als 1. Vorſitzender der Jnnung einen Lohntarif unterſchreibt,welcher 2,70 Mk. Stundenlohn vorſieht, er dieſen Lohn auch be-
zahlen muß. Und wenn nun ſeinem Geſellen wöchentlich 50 Mk.
Lohn ausgezahlt wird, dann iſt es eine unerhörte Kühnheit, wenn
behauptet wird, wir hätten den Tarif gebrochen. Es ſind noch eine
Reihe anderer Arbeitgeber anzuführen, welche ebenſo verfahren.
Trotz der hohen Preiſe für neue ſowie Reparaturarbeiten welche die
Arbeitgeber eingebeimſt haben, bekam ein Schuhmachergeſelle kaum
ſo viel, um ſich ſattzueſſen. Nun denken dieſe Herren, ſie können
weiter ſo mit den Arbeitern umſpringen wie bisher. Und wenn
Herr Arndt denkt, die Gehilfen ſollen erſt die Arbeit aufnehnmen,
ehe er mit ihnen verhandeln will, ſo irrt er ſich. Wenn ſich auch
einzelne Streikbrecher, wie ein Hillger, welcher bei Pirl, Geiſt-
r arbeitet, finden, ſo iſt noch lange nicht das letzte Wort ge
prochen. Auch wir als Schuhmacher wollen endlich ein menſch-
liches Daſein führen welches uns bisher bei 50, 70 oder wenn
es hoch kommt, 100 Mk. Wochenlohn, nicht möglich war. Und eine

niedrigen Verleumdungen, ſt

n von 3auch zum Ausdruck kam. Herr Aen ſeinen
kollegen gruſelig machen will, daß das Volksblatt weiter nichts als
Unwahrheiten ſeinen Leſern vorſeßt, ſo werden wir doch keine
Streikarbeit verrichten Die Streikleitung,

Die künftigen Garniſonſtädte. In der Kleinſtadtpreſſe ſind dieſer
7 Nachrichten über die zukünftigen Garniſonen der hoffentlich recht
bald auf ihren nach dem Friedensvertrage vorgeſchriebenen Stärke
herabgeſetzten Reichswehr erſchienen. Um der darüber angeblich ent

andenen Beunrnhigung zu begegnen, verbreitet die zuſtändige Reichs
wehrbrigade folgende Notiz: „Von zuſtändiger Stelle wird den Ge
rüchten, daß künftig nur Städie über 75000 Einwohner Garniſon er
halten ſollen, eifſchieden entgegengetreten. Die Reichs wehr ſoll viel
mehr vor allem in mittlere und kleine Städte gelegt werden, da die
großen Städte durch die grüne Sicherheitswehr ausreichend geſchützt
er cheinen.“ Die ganze Reichswehr iſt überflüſſig; nicht nur in den
größeren Städten, ſondern überhaupt. Die auf dieſe Weiſe zur Be
kämpfung der Gegenrevolution vergeudeten Milliarden könnten Kultur
zwecken nutzbar gemacht werden.

Theaterabonnenten gegen die Stadtgemeinde. Wie in der letzten
Leipziger Stadtverordnetenſitzung bekannt wurde, haben einige Abon
nenten der Städtiſchen Theater ſich mit der von der Stadt vor
genommenen Platzpreiserhöhung nicht zufrieden erklärt, ſondern den
Klageweg gegen die Stadtgemeinde beſchritten, die dann auch in der

erſten Jnſtanz unterlegen iſt. Die Stadtverordneten hatten nun da-
rüber zu beſchließen, ob der für die Stadt übrigens ziemlich ausſichts
loſe Prozeß weitergeführt werden ſoll. Einem dahingehenden Aus
ſchußantrage wurde zugeſtimmt.

Zur Kinokr.ſe wird uns geſchrieben Die Vereinigung der Licht
ſpieltheater Beſitzer hatte am 19. Mai, abends, eine Verſammlung, um
ſich über die in Anbetracht der durch die neue Luſtbarkeitsſteuer ge
ſchaffenen Lage zu treffenden Maßnahmen klar zu werden. Es waren
ſämtliche Theater vertreten und darüber einig, daß ein Weiterbeſtehen
der Halliſchen Lichtſpieltheater bei der augenblicklich in Kraft be
ſindlichen Luſtbarkeitsſteuer ein Ding der Unmöglichkeit iſt. Einige
Theater haben in den bis jetzt verfloſſenen 14 Tage viele Tauſend
Mark zugeſetzt, und es Leſteg jetzt im Sommer keinerlei Ausſicht,
dieſes Defizit zu verringern. Der Syndikus des Vereins und einige
Mitglieder wurden geſtern von dem Dezernenten des Magiſtrats, Herrn
Stadtrat Wurm, empfangen und hatten ſomit Gelegenheit, eine Ueberſicht
über ihre Lage zu geben. Nach dem Ergebnis dieſer Beſprechung ſteht
zu erwarten, daß der Magiſtrat, ſobald er ſich von der Tatſache der
Unmöglichkeit des Weiterbeſtehens der Lichtſpieltheater hat über-
zeugen können, in eine Reviſion der Vorlage einwilligt, ſo daß
vielleicht immerhin eine Schließung der Lichtſpieltheater zu vermeiden
ſein dürfte: Nur im Jntereſſe der Angeſtellten wäre dies zu begrüßen,denn es kann nur behauptet werden, veß die Kinobeſitzer die Maßnahme

der beabſichtigten Schließung ihrer Theater als Kampfeswaffe zum
wen der Erzwingung einer Herabſetzung der Steuer betrachtet

aben.
Stadttheater. Heute, Freitag, Anfang 7 Uhr, gelangt Richard

agners Lohengrin zur Aufführung. Sonnabend, abends 712 Ühr,
geht das Luſtſpiel Tartüff von Molière, deutſch von Ludwig Fulda,
in Szene. Sonntag (1. Pfingſtfeiertag), nachmittags 3/2 Uhr, Volks
vorſtellung Helden; abends 7 Uhr: Der Bettelſtudent. Montag,
(2. Feiertag), nachmittags 3 Uhr, Volksvorſtellung: Heimat; abends
7 Uhr: Carmen. Dienstag, abends 724 Uhr: Jm weißen Röß'l.
Das für Sonnabend, den 29. Mai, angeſetzte Konzert muß leider
bis zum September verlegt werden, da ſowohl GeneralmuſikdirektorPro Dr. von Schillings wie auch Barbara Kemp infolge der Vor-
bereitungen ſür die in der Berliner Staatsoper geplanten Zyklus
Vorſtellnugen Moderne Woche unabkömmlich ſind.

Vereins- und Vergnügungs-Anzeiger.
Das Walhalla Theater ſchließt ſeine Pforten am Dienstag,

den 25. Mai. Heute, Freitag, geht die Operette Czardasfürſtin in
Szene. Am Sonnabend wird Czardasfürſtin als Ehrenabend für den
1. Kapellmeiſter Adolfi wiederholt. Auch an den Feſttagen wird
Czardasfürſtin gegeben und auch mit dieſer Operette am Dienstag,
den 25. Mai die Spielzeit geſchloſſen.

Städtiſches Solbad Wittekind. Für die Leituug des Nach
mittags- und des Abendkonzertes am zweiten Pfingſtfeiertage iſt die
Gaſtdirigentin Ludmilla Gehrecke gewonnen worden.

Jm Pfälzerſchießgraben fiaden von jetzt ab wieder Garten
konzerte bei freiem Eintritt ſtatt.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Drei Todesurteile. Jn der letzten Verhandlung der Schwur-
erichtsperiode hatten ſich am Montag die 44jährige EhefrauSitten agg deren 17jähriger Sohn Otto, der 19jährige

Kutſcher Edler und der 54jährige Privatmann Rheinländer,
ſämtlich aus Holzweißig, wegen Gatten- und Vatermordes
zu verantworten. Die Angeklagte Hüttenrauch lebte jahrelang
mit ihrem Manne Gotthilf Hüttenrauch, dem Gaſtwirt Frk
Deutſchen Krone, in einer ſehr unglücklichen Ehe. Neben ſeiner
Vorliebe für andere Frauen war der Mann dem Trunke ergeben
und ſchlug dann bei irgendwelchen Zwiſtigkeiten Frau und Kinder.
Durch dieſe Brutalitäten, unter der die Familie lange Zeit leidenmußte, veranlaßt, kam die mehr und mehr in ihrem Gefühlsleben

abgeſtumpfte Frau zu dem Entſchluß, ihren Mann um die Ecke
zu bringen. Der Urheber des Planes war der Privatmann Rhein
länder, der im Gaſthof wohnte und aus dem Mord für ſich Kapital
ſchlagen wollte. Am 34. Oktober 1919 wurde nun der Gaſtwirt
Hüttenrauch in die Nähe eines Schachtes gelockt. Dort ſchoß ihm
der Kutſcher Edler eine Kugel durch den Kopf. Auch der 17jährige

Mk. wo das Leder viel Soa t r uſſion hn gab Schüſſe auſcharrten r die J.
rutſches wurde 5 jedoch am
der ſich anläß
nehmen verriet, wurde zuerſt verhaftet, und ſo kam die Tat an
den Tag. Vor Gericht waren die Angeklagten geſtändig. Frau

und ihr Sohn machten einen veſchränkten Eindruck.
heinländer, ein abgefeimter Gauner, der nach der Tat noch die

Frau Hüttenrauch um ihr Vermögen zu prellen ſuchte, leugnete
anfangs und ſuchte ſich ſpäter auf allerlei Art herauszureden.
Doch das Beweismaterial war derartig klar, daß die Geſchworenen
Otto Hüttenrauch und Edler des Mordes, Frau Hüttenrauch undRheinländer der Anſtiftung zum Morde ſchuldig ſprachen. Es
wurden demgemäß Rheinländer, Edler und Frau Hüttenrauch
vom Gerichtshof zum Tode, Otto Hüttenrauch zu 18 Jahren
Gefängnis verurteilt.

che im Schacht. Jnfolge eines Erd88. nneeeihtkler

Allerlei.
Die Gefahr der Hypnoſe.

Gegen die neuerdings (auch in Berlin) ſtark in Mode gekomme
nen öffentlichen Hypnoſevorſtellungen wendet ſich in eingehenden
Darlegungen in der Aerztlichen Rundſchau der Düſſeldorfer
Nervenarzt Dr. Paul Engelen. Er ſchreibt: „Ohne Kenntnis
der Diagnoſe und ohne wiſſenſchaftliche ſpezielle Erfahrung iſt das

ypnotiſieren gefährlich. Ueble Folgen ſind: ſchwieriges Erwecken.
Stumpfwerden der Urteilskraft, Auftreten ungünſtiger Auto
Erbrechen, Abgeſpanntheit, verdrießliche Stimmung, A rbeitsunluſt,
Stumpfwerden der Urteilstrift, Auftreten ungünſtiger Auto-
Juggeſtionen, ſpontanes Verfallen in Hypnoſe, lethargiſche Zu
ſtände, Nachtwandeln, Zittern, Ohnmacht. Neuraſthenie, Deliwien,
Lähmungen, Verluſt der Sprache, Tobſucht. Die Gefahr unbeab-
ſichtigter und pathologiſcher Autoſuggeſtionen beſteht beſonders bei
ängſtlichen Menſchen und bei Hyſteriſchen. Vei Hyſterie beſteht
ſerke Neigung zur Auslöſung von Krämpfen, Lähmungen, Geiſtes-
törungen. Ich ſah in Düſſeldorf eine akute ſchwere Geiſtesſtörung

nach ungeſchickter Hypnoſe durch einen Laien.e durch Eine traurige Berühmtheit erlangte 1894 ein Fall in Ungarn. Der Laienm

und ſchwächliche Tochter des Großgrundbeſitzers Salomom auf
Schloß Tuscir hypnotiſch und verſuchte, ſie in den Zuſtand des ſo
genannten Hellſehens zu verſetzen.
wirkte er einen heftigem Erregungszuſtand, der eine tiefe Ohnmacht
und nach acht Minuten den Tod zur Folge hatte. Zu den nach-.
haltigen Folgewirkungen der Autoſuggeſtionen bei fehlerhafter
Technik gehört weiter das ſpontane Verfallen in hypnotiſche Zu
ſtände, Donatos öffentliche hypnotiſche Schauſtellungen in Turin
und Mniland riefen eine große Anzahl ſolcher unglüdlicher Ergeb-
niſſe hervor. Mehrere Zuſchauer gerieten unfreiwillig und unbegab
ſichtigt in Schlafzuſtände.

Eine verwandte Erſcheinung iſt die Hypnoſomanie, das zwin
gende Verlangen nach weiteren Hypnoſen. Eine von
Rechtſamer in Petersburg hypnotiſch behandelte Dame fühlte
hinterher ein ſolches Wohlbefinden, daß ſie ſich täglich von einer
Freundin einſchläfern ließ. Dieſe intereſſierte ſich hierfür, ſtellte
wahrſcheinlich Experimente an und brachte ſchließlich einen Zuſtand
geiſtigen Stumpfſinns zuwege. Solche traurige Folgen treten
natürlich in Maſſe in die Erſcheinung wenn durch die Kunſtſtückcher
reiſender Hypnotiſeure die Hypnotiſierungswut populariſiert und
epidemiſch wird. Solche Epidemien infolge öffentlicher Schau
ſtellungen graſſierten in Breslau, Pforzheim, Neuchatel und for-
derten zahlreiche Opfer. So rächt es die Natur, wenn die Hypnoſe
degradiert wird zum prunkenden Kaſſaprogramm mag-
netiſierender Scharlatans, zum ſenſationellen, nerven,
kitzelnden Spielzeug gelangtwweilter Salons oder zum Zaubermittel
unwiſſender, kritikloſer Kurpfuſcher und profeſſioneller Schwindler.“

Verbrecheriſche Lebensmittelverſchiebungen.
Jn Zweibrüccken ſind in der ſtädtiſchen Lebensmittelſtelle

große Schiebungen aufgedeckt worden. Hunderte von Zentnern
Fleiſch, Butter und Fett ſind durch die Nachläſſigkeit der Beamten
des Kommunalverbandes nicht in die Hände der Bevölkerung, ſon
dern in die von Wucherern gekommen. Der Wert der verſchobe
nen Waren beläuft ſich auf Millionen. Eine eingehende Unter
ſuchung iſt eingeleitet worden.

Man muß ſich nur wundern, daß das deutſche Volk dieſes ekel
hafte Wucherergeſchmeiß noch immer an ſeinem kranken und aus
gehungerten Körper herumſchmarotzen läßt!

Sprechſtunde der Redaktion t von 12 bis 1 Uhr.

Volksblattleſer!
Wer den Bezugspreis ohne Anushändigung der

vom Verlag ausgegebenen Quittung zahlt, tut es auf
die Gefahr hin, daß der Verlag den Betrag nicht
erhält und er dieſen noch einmal zahlen muß

Um genaue Beachtung
der neuen Portogebühren wird gebeten. Einfache
Briefe müſſen 232 mit 40 Pf., ſolche über 20 g mit

60 Pf., Poſtkarten mit 30 Pf. frantiert werden.
Die Redaktion des Volksblattes.

Ia Pfugoten rauch fudet men an hegten Und HRgoten e Il Ich

der Gemeinde zur
Vuhlen zur Gemeindevertretung.

Die infolge Verſchmelzung der Gemeinden Ammen
orf, Radewell, z und Burg i. Aue not

wendig werdende Neuwahl der Gemeindevertretung
ndet am Sonntag, den 20. Juni d. J., von 8 Uhr

vormittags bis 6 Uhr nachmittags ſtatt. Die Ab
grenzung der Stimmbezirke und
noch bekanntgegeben.

Der gemäß Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891
gebildete Wahlvorſtand, der aus dem Unterzeichneten zeichnet werden
als Vorſitzenden, Gemeindevorſteher Wolff, und aDenkewig als Beiſitzer, ſowie Gemeindeſekretär
Gohres als Protokollführer beſteht foxdert hierdurch
zur Einreichung von Wahlvorſchlägen auf.

Wählbar ſind alle Wahſlberechtigten, die am Wahl
g ſeit mindeſtens einem Jahre Preußen ſind. Wahldcrechtigt ſind alle deutſchen Männer und Frauen,

die am Wahltag das 20. Lebensfahr vollendet haben.
usgeſchloſſen vom Wahlrecht und deshalb auch

nicht wählbar iſt:
l. wer entmündigt iſt oder oder unter vorläufiger

Vormundſchaft ſteht,

2 wer infolge eines rechtskräftigen Urteils derVürgerlichen Ehrenrechte ermangelt.

Für die neue Gemeinde Ammendorf ſind 24 Ge
meinbeverordnete zu wählen. Die Wahlvorſchläge
Jirfen um die Hälfte mehr Namen enthalten, als
emeindevertreter zu wählen ſind. Ein Bewerber
arf nur einmal vorgeſchlagen werden. Jn den
„ahlvorſchlägen ſollen die Bewerber mit Ruf- und
amiliennamen aufgeführt, und ihr Stand oder Beruf

mehreren

bunden werben.

worden ſin

zureichen.

ow ä erklärt ſind, oder den geſetzie ihre Wohnung ſo deutlich angegeben werden, Peret ruhen Vicht J Dunſt 51ß über ihre h kein Zweifel beſteht.
ihenfolge aufzuführen. zugelaſſen werden.ſind in erkennbarer

Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 20 in

Perſonen unterzeichnet ſein. Die Unterzeichner haben
ihren Unterſchriften die Angaben ihres Berufes oder
Standes, ſowie ihrer Wohnung beizuſügen. Es iſt
zu beachten, daß nicht dieſelben Unterſchriften unter

Woathlvorſchlägen ſtehen.

Jn fedem Wartogrich ev
u bezeichnen, der für die Verhandlungen miahllokale werden Wahlborſand ſowie zur h von 2

erklärungen bevollmächtigt iſt.
kann ein Stellvertreter des Vertrauensmannes be-

Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander ver
Die verbundenen Wahlvorſchläge

gelten den anderen gegenüber als ein Wahlvorſchlag.
Anzuſchließen ſind den Wahlvorſchlägen:

a) von jedem vorgeſchlagenen Bewerber eine Er-
klärung über ſeine Zuſtimmung zur Aufnahme

in den r nd dannb heinigung der Gemeindeverwaltung darüber,e Sorſeſchlagenen und Unterzeichner des

al ſchiages in die Wählerliſte aufgenommen

Die Wahlvorſchläge ſind ſpäteſtens am 12. Juni
920, nachm. 1 Uhr,

Die Verbindung mehrerer Wahlvorſchläge mit-
einander muß von den Unterzeichnern oder ihren
Bevollmächtigten übereinſtimmend

äteſtens am 12. Juni 1920dem Wahl et riftlich erklärt werden. Wahl

usübung der Wahl berechtigten

Es wird no
pom 1. n. s. an verſ
mit dem
bilden.

Ammendorf, den 20. Mai 1920.

*520
erbindungs-

Jn derſelben Weiſe

Die Größe der Stimmzettel, ſowie ihre ſonſtige
Beſchaffenheit muß der Vorſchrift des S 45 der
neuen r vom 1. d. Mts. entſprechen.rauf aufmerkſam gemacht, daß die

molzenen
Ammendorf, Radewell, Oſendorf und

men „Ammendorf““ einen Wählbezirk

Der Wahlvorſtand.
Hähn.

38 Stück runde Obſt
körbe billig zu verkaufen.
1211 Torſtraße 28, I.
1 Kinderwag. 1 Kinderbett-
stelle, 1 Fahrrad o. Bereit.
abzug. Karlstr. 5, pt. 1217

Schulbücher
Tafeln, Schiefer, Feder

kuplellenzur Ausdalſung-

Was die Arbeiterräte

wollen und ſollen
pon Rich. Müller.
Pr. 60 Pfg., Porto20Pf.

Die Entſtehung der
Räterepublik Ungarn

meinden
Burg i. Aue

Solhad „Fürstenthal“s
Robert Franzstrasse 10, Telephon 2640, ununter-

brochen geötfnet von früh s bis abends s Uhr,

käſten, Bleie, Zeichen von Karl R
blocks, Zeichenſtänder. Pr. 60 Pfg., Portos0Pf.

Torniſter 2e.Zu beziehen durch die Vekſind dießömmuniſten
von Stecklow.

bei dem Wahlvorſtande ein Riebeckplatz 2.

Ein Tſachometer
(Fabr. Guggenheimer, Nr. 790), bis 4000 Umläufe,

abhanden gekommen
Vor Ankauf wird gewarnt

Reinharcit Lindner,

Volksbuchhandlung,
S e

Pr. 60 Pfg., Porto20Pf.
Zu beziehen durch die

Vollsbuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/44.

Ratgeher für
Kriegshinterbliebene

e

Maurer
werden eingeſtellt.

Heuban Grube Kredner.
1224

Echter Hordhäuser

Kautanak
à Rolle 2,10 Mk., ſowie

Thomaſiusſtraßze 34.

Knufsehukstempel,
Türschilder, liefert am
Tage der Bestellung. 505
Alfred König Stompel- u.
Schilderfabrik, Halle a. S.

empf. die Volkshucabaadlung. Thomaniusſtr. 15. Tel. 9643

Hering,
WMaurerpolier. vie

ſöbel-Transporte

Von Reagierungsrat
Erich Rosswann.

Preis 1,50 Porto 104.
Zu beziehen durch alle

äg ndung von ſolchen, die ver Ia Rauchtabhak Vleischerstraße 24. ſomſe Speditions-! Voltsblattausträger undpor ſchläge oder Berb 9 ſolchen eingetroffen. 1223 r h n fahren führt ſachgemäß di g ſt h v
Franz Rudlogt, Ansichts-Pontkarten aus Alb. S eeormaunn, e bils uchhand ung,

ich des Begräbniſſes durch ſein derr Be

agnetiſeur'Brunnenmeiſter Neukomm behandelte wiederholt dieſchwer nervöſe

Jn einer dieſer Sitzungen be

Halle a. S., Harz 42/44.

ſeinen Vater a. Nach der Tat ver

9
a

n



komm

3 r tM Oanalg. S Stadttheater J j Amedderſtele. Apollo -Dheate
s In Kaufe zu höchſOperett.- Thenter. Sonnen Brg me g IC z e l a re e m Ji h ma 7' e c Harderobe. Schubwerk. T grobe achschiager: namo.ao a“l.Feierfagen?' h Tartürf. e S rer rig z x i Dt Hzorüasküren. n r I e l. ſachen, Pfandſcheine. 72 egen T

chluß der Spielzeit zHienstas 29 et e e v A. F. ennlcke beinrich: Hochzeit a4 S e t Großes resiprogramm S Kl. Ulrichſtr. 15. Tel.4414. mit Paul Reckers getig U 9 S z SJ Lache Bafagzzo. Zum Burgsehlösschen,ehe S S S Burg I. d. Aue be Raqe alsW Ff Fhark, a Fine Tragikomödie in 4 Akten. Horvorragende Besetzung: 53 S 7 o Wo d Well. beitse i II an I NHannit Weis. Ferdinand Bonn. Rugdolt Schiläkraut. 2 Veno Bewirtsehattun-- l dorth
v Das wuchtige Sensations- Drama: S S S Sross äeldpréisiegeln ra e e e e e e e e e e mr J 3 7 r aune re Pänasteiertaze- Der Tod des Andern 1

9 6 7 5 wit Alwin Neus, Ernst Bocker. Hedda Vernon. 2 Tanzvergnügen. ſitzet roßes 6 F rois (808 ſt Spaunung, atemraubende Sensation in 4 Akter s Kaſfſeo mit Kuehen. Die
J der vereinigten Kegelklubs. 1230 Fernruf 2752. e Hierzo ladet ergebenst ein Max Friess tra e

8 verbaAnfang 11 Uhr rm Freſecg- t1. Preis 5099 MK., 2. Preis 400 Rük., c Für Cewerkschafteferke, D. dem 1
300MK., Preis 200 Mk. us v Kinder-, Garten- und Volksfeste: bandz. Preis rei S t 3

Gleiches Holz. Gieitches Geld Er fung eng Stocklaternen, Fackeln mit äphte e

22 2 en Wu ladet freund lichst ein Tragstäbe. Girlanden und sonstiger Es15 Der Vorstand. Dem geehrten Publikum zur Mitteilung, daß ich die ſeit Jahren dem e Kinder- Belastigungs Gesehenke ſchuß
e Fiſchermeiſter Herrn BRirostiel gehörige 1222 Erkältung i. u. Folge und 9 erlosungs Artilcel empfiehlt die tü

2 krankheiten ſchüſſe
I. Se d t ſt nenmen Dieſe deßem Paul Lande t 168,

t l cHerren-Schwimm- und Badeanſtal eheS Aohnnnes- Bund m Tigaretten- Großhandung
Weingärten 31 e 17 Poststraße 6 J

V Beto Bunte Bühne
Ecke Gr. V lirtehstr. u. Jägergasse.

32ZJneu erötffne. J bitte. das meinem Vorgänger entgegengebrachte Vertrauen I r amerikan., AgrPten. und denLümiſche kinster r mit neuem n c h ehe Futpekeg Agenten. Kurt Je i aretten
G Achtung Achtung e W. Anſchwimmen des Arbeſter-Schwimm-Vereins.

Ab 23. Mai Gastspiel des
brilianten Humoristenn n geutter. bekannt billigste Berugsquelle re

Wiederverkäufer, Gastwirte und Kantinen,

K. Gimpel, Poststr. 6.Auf 10232ahle relizahline üosenirägern
darehweg Gumwi

Paar 24, MK.*516a Thalia- Theater. Mn de höchſten T gesp m ähbel Leipziger BazarRingnampt- Konkurrenz. Ule hochcten Tagesprele s e u Mottentatein,
d. ded m. J Lumpen, Papier cchlatzimn J Originul-Fliegemtöter Muckl,Reise gegen Bnohheim. k le mer Ein- und Verkauf s h h4 rerner ringen: Alteisen h d g 4 creme,n t Zaremhba gegen Roland. 1024 K U C n e 2nbver nur an Wiederverkäufer, empfiehlt

e t en er. Alfred Rein. g r n paul lange, Heneburger n. 166.4 Fintrittspreise: 4.50 u. 2.,90 einselal. Kartensteuer. 4212. 2 5 4212. 4 u 18 Sternſtr. 6. Sieryge 6. I 777 2 e
a 6 Uhr. Anfang s l ur Königsberg 5 und Gr. Brunnenstr. 14. h pelnans Telephon 3579. e kEcht NMordhäuser Kautabaß. i

c e c et alle manAchtung Achtung a ter i Sohuüsenkoli, h u11., 2r in e 311 sàäle Ia Fahrradschläuche e stets zu haben im zigarrenversandhaus Geno
4 ro 2 300 Stück, à 45 MK., u verkaufen. emvfient J n enn Am I. Feiertag. von 3 Uhr an: *517 Königstrasso 86. Aanneniin n i Emil Friedrich ftiezensirabe er

a Telephon 2721. eru Großer Ball, L. c l eied verbunden mit Blumenverloſung. i Ein Juwel r3 Anſchließend 1220 nur FJtNechtansſing mit Muſit. Wir haben nene Sendungen n e We iaret ein Fubhallklun V. B. Trotha Lies e Creme Cdcilte en enJ e (7 77 e (7 SC. e 7 Vorzüglich bei Hautausſchlag, Flechte, offenen des FreBeinen, ämorrhoiden, Brandwunden ſofort kontrolleSen 07 9 ſrergegd Sgilettenergme t 0, Heil fehlende9 o et d en a in guten Qualitäten, in farbig und schwarz, Chevreau Echt nur Eiſen Segen g
4 alitäten ne önkangelegtem. ſ em w —55 g andte,An ehe n a n sowie Poxcalf erhalten, welche zu e h ca a ben nn t “»„cz' z n Sohllelen Aussehni Gummi-Absätzo zugeſpro7 Bandonium- Konzert re 4 voret aften relsen und -Eckon. mendei reiem-Eintritt. F7 verkauft werden. 46 Rrüderstr. 13. Zrenha

R änz 7 ne z Diese neuen Waren sind in unseren Schaufensteso nKranzenen. ausgestellt. zwei PaErgebenſt ladet ein R. Döring, Gaſtwirt. übertragDe Streuſel und Stachelbeerkuchen.r eatonrhorg Stil,ers Schulhuarenlqus, mAunuf nach ren erg9 zum G. vte Schwarzen Adler“ Eiri r Ie chwarzen AD Ralle a. d.S., Leipeiger Straße 95. e
n Am 2. PRugstfelertag, von nachm. 3 Uhr an: den SieS praktiſchGroße Ballmusik. G m e venn es teurer eEs ladet freundlichſt ein A. Hummel. e Dieſerist wie andere ekinn i Sinn Wenn J bringt wi jeder die II Auch dasn,
M Parkettsaal ca per bieten Preise. denn der wahre L

nach ein
zur gefl. Benutzung für Vereine, Gesellschafter und e paßt 1Wahlversammlungen. 1226 i tt ohne Mundstäck. 20 Ferner Delta-Russen, Mon. Wert liegt in h en z
Telephon 5682. Goastwirt Recke. re en in Friedenequalität Moral. Orer vetti. sein Güt ſchle re

S „Sih àD Ziq aär ren grosses Format 65, 3 I ner e *507 W

S wihterſtr
Hotfwanns Beberfanrt ein türkischer Ziqarettentabaſ

nicht zu verwechbseln wit feinen tion germngem Ptälzer „Shag 18 e d ESW e gen e n
hat auche Räbeninſel. tabak für Zigsretten“) 100 g: e s in mEndstation der Linien 1, 4, 6, 6 A. Gr 0880 Stumpen. e 50 9 nimmt man den

Täglich früh bis nachts geötftnet. Der Hau ptschlager: 5550100 gr u hne Rippen, ohne Strunken, vollst. trocken

fi tkeh t ch Röp (0 z c Der alp nes r n g et 21 4 Chesterfield und Hebo eingetroffen. I riclleicht
1. Feiertag: Abfahrt früh 5 n Rücktahbrt 12 be e zu n2. u 10 t e D nicg ten Zentrale Leipziger Strusse 96.Fanrpreis hin und zurück 2,50 Mark, 753 5 r ars gelb breun rotbreun euf denKinder die Räiſte. 1215 Alleinherst. Werner O Mertz, Mainz vt. marnesrade e
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